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64. Sitzung 
Beginn: 13.00 Uhr

Einziger Tagesordnungspunkt   
Öffentliche Anhörung von Sachverständigen 
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Postpersonalrechtsgesetzes (BT-Drucksache 
15/3404) 

Vorsitzender Dr. Wend: Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf Sie alle 
sehr herzlich heute Mittag begrüßen. Es ist ja auch so etwas 
wie der offizielle Start jetzt nach der Sommerpause. Deswe-
gen ein besonders herzliches Willkommen. Es geht heute 
um die öffentliche Anhörung eines Gesetzentwurfes der 
Bundesregierung, und zwar um den Entwurf eines Ersten 
Gesetzes zur Änderung des Postpersonalrechtsgesetzes. Es 
scheint auf den ersten Blick eine eher technische Angele-
genheit zu sein. Wenn man sich allerdings mit der Materie 
befasst, dann weiß man, dass dieses mindestens für die Be-
troffenen von nicht unerheblicher Bedeutung ist, um es mal 
nur vorsichtig zu benennen. Ich freue mich, deswegen auch 
in dieser öffentlichen Anhörung Zuhörerinnen und Zuhörer 
begrüßen zu dürfen, die sicherlich gespannt dieser Anhörung 
folgen werden. Die von den Verbänden und Einzelsachver-
ständigen abgegebenen Stellungnahmen liegen Ihnen - das 
sage ich auch den Kolleginnen und Kollegen - auf A-Drs. 
15(9)1276 zusammengefasst vor. 

Ich möchte mich bei den Einzelsachverständigen und den 
Verbänden vor allen Dingen dafür bedanken, dass sie so 
rechtzeitig diese schriftlichen Stellungnahmen abgegeben 
haben, weil dies natürlich die Anhörung erleichtert. Thema, 
ich sagte es, sind die Änderungen des Postpersonalrechtsge-
setzes. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung soll eine rechtliche Grundlage geschaffen werden, 
um Beamtinnen und Beamte der so genannten Post-AG’s - 
das sind die Deutsche Post AG, die Deutsche Postbank AG 
und die Deutsche Telekom AG - Tätigkeiten insbesondere 
bei Tochterunternehmen der Post AG zuweisen zu können. 
Ferner soll für diesen Personenkreis der Erlass von Entgelt-
regelungen im Verordnungswege ermöglicht werden, die 
den Sonderzahlungen und Leistungsentgeltregelungen für 
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Post AG ver-
gleichbar sind.  

Von Ihnen – ich sehe gerade die Herren Sachverständigen; 
wenn ich das richtig sehe, ist keine Dame dabei - möchten 
wir nun heute hören, wie Sie den Gesetzentwurf bewerten. 
Wenn ich vorab eine Bitte an Sie äußern darf: Sie können 
davon ausgehen, dass die Abgeordneten Ihre schriftlichen 
Stellungnahmen kennen. Von daher wären wir Ihnen sehr 
dankbar, wenn Sie die hoffentlich auch sehr konkreten Fra-
gen auch möglichst beantworten und versuchen, ein biss-
chen der Gefahr auszuweichen, Grundsatzstatements ab-
zugeben. Mindestens wir als Politiker kennen diese Gefahr 
und ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn Sie versuchen wür-
den, möglichst konkret auf konkrete Fragen zu antworten.  

Die Anhörung ist für den Verlauf von zwei Stunden ange-
setzt. Wir werden so verfahren, dass die zwei Stunden noch 
einmal aufgeteilt sind in jeweils eine Stunde und die Frak-
tionen dann entsprechend ihrer Stärke im Parlament Fra-

gerecht haben, d. h. in einer Stunde jeweils 22 Minuten für 
die beiden großen Fraktionen und jeweils acht Minuten für 
BÜNDNINS 90/DIE GRÜNEN und FDP. In der zweiten 
Stunde wird sich dann noch unter Verkürzung dieser gerade 
genannten Zeiten eine Freie Runde anschließen, wenn es da-
für einen Bedarf gibt. Wir wollen sehen, dass wir nach zwei 
Stunden fertig sind.  

Ich darf jetzt im Einzelnen die Herren Sachverständigen be-
grüßen: Für die Deutsche Post ist Herr Scheurle da, für die 
Deutsche Postbank Herr Stemmer, für die Deutsche Tele-
kom Herr Dr. Klinkhammer, für ver.di die Herren Weber 
und Wehner. Der Deutsche Gewerkschaftsbund ist durch 
Herrn Biermann vertreten, der Deutsche Beamtenbund 
durch die Herren Russ, Geyer und Loosen, die ebenfalls die 
Kommunikationsgewerkschaft vertreten: Sie sind also für 
zwei Organisationen hier und ich vermute, dass sich diese 
beiden Organisationen auch ein bisschen nahe stehen, sonst 
würde man nicht auf Sie alle drei zurückgreifen. Der Christ-
liche Gewerkschaftsbund wird durch Herrn Rehm repräsen-
tiert, Herr Baum ist für den Konzernbetriebsrat der Deut-
schen Post anwesend, Herr Wegner für den Konzernbe-
triebsrat der Deutschen Telekom. Dann ist Herr Prof. em. 
Dr. Sterzel da, der an der Universität Oldenburg gelehrt hat, 
Herr Prof. Dr. Ossenbühl. Herrn Prof. Dr. Battis sehe ich 
noch nicht, haben wir da Nachricht, ob er später kommt? 
Die gibt es nicht, dann müssen wir sehen und hoffen, dass er 
möglichst schnell dazu stößt: Herr Prof. Dr. Badura ist von 
der Ludwig-Maximilians-Universität in München da. Meine 
Herren, seien Sie uns ganz herzlich willkommen.  

Wir steigen jetzt gleich ein in die erste Fragerunde von 60 
Minuten. Das Fragerecht geht für 22 Minuten an die Frakti-
on der SPD, das Wort hat Herr Brandner. 

Abgeordneter Brandner (SPD): Herzlichen Dank, Herr 
Vorsitzender. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
meine Frage richtet sich an den Vorstand der Deutschen Te-
lekom, Herrn Dr. Klinkhammer: Mit dem Beschäftigungs-
bündnis, was Sie eingegangen sind, sichert die Telekom 
10.000 Arbeitsplätze in unserem Land. Gerade in einer Zeit 
von hoher Arbeitsplatzunsicherheit ist das ja ein ganz bedeu-
tender Schritt. Sie haben dazu in der Gegenleistung die Ar-
beitszeit auf 34 Wochenstunden verringert. Halten Sie das 
auch für ein tragfähiges Modell für andere Branchen und 
was würden Sie meinen, muss der Gesetzgeber dazu beitra-
gen, um diesen Prozess zu unterstützen? 

Sachverständiger Dr. Klinkhammer (Deutsche Telekom): 
Das Beschäftigungsbündnis der Telekom ist ein maßge-
schneidertes Bündnis für die Deutsche Telekom. Es trägt der 
besonderen spezifischen Situation der Telekom Rechnung, 
die eben besondere Restriktionen dadurch hat, dass sie bei 
nicht mehr vorhandener Arbeit gleichwohl mit dem Thema 
Beamte umgehen muss, und die sich auch dadurch aus-
zeichnet, dass sie auch im Arbeitnehmerbereich einen ex-
trem hohen Kündigungsschutz tarifvertraglicher Art hat. Da 
bietet es sich an, Wege zu gehen, die sich vielleicht für an-
dere Unternehmen nicht so anbieten. Sie treffen ja auf eine 
sehr heterogene Zeitlandschaft. Es gibt Unternehmen, die 
aus Kostengründen eine 40-Stunden-Woche gehen und es 
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gibt Unternehmen wie die Telekom, die aus beschäftigungs-
politischer Sicht die Arbeit auf mehr Schultern verteilt. Wir 
haben ein Beschäftigungsproblem und deshalb glauben wir, 
dass das für uns der richtige Weg ist in einem Personalkör-
per, der so ist, wie ich ihn gerade beschrieben habe.  

Vorsitzender Dr. Wend: Vielen Dank, Herr Dr. Klink-
hammer. Herr Kemper, Sie stehen auf meiner Liste - Sie 
gucken so überrascht - als Nächster. 

Abgeordneter Kemper (SPD): Ich war ein bisschen über-
rascht, das ist richtig. Ich hatte mich nämlich noch nicht ge-
meldet, aber ich habe auch ein paar Fragen. Ich würde an 
Herrn Scheurle die Frage stellen. Ihr Anliegen ist ja, eine 
Zuweisungsbefugnis zu bekommen vom Mutterunternehmen 
auf die Tochterunternehmen. Da ist zum einen natürlich die 
Sorge der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, dass sie 
hier weit über das Land verteilt werden, dass sie sich ir-
gendwann an anderen Teilen der Republik unter anderem 
auch in finanziellen Rahmenbedingungen wiederfinden. Al-
so, wenn ich von Bonn nach München muss – als relativ 
kleiner Beamter –, dann scheinen mir die Sorgen nicht ganz 
unberechtigt zu sein. Gibt es eine Möglichkeit, hier dafür zu 
sorgen, dass man diesen Beamten diese Befürchtung nimmt? 
Welche Möglichkeiten sehen Sie, genau das zu verhindern, 
was hier die große Sorge zum einen der Gewerkschaften, 
aber auch der verbeamteten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer ist? 

Sachverständiger Scheurle (Deutsche Post): Auch bei der 
Deutschen Post AG gibt es einen Beschäftigungspakt. Wir 
haben mit ver.di bis März 2008 für Arbeitnehmer betriebs-
bedingte Beendigungskündigungen ausgeschlossen. Unser 
Beschäftigungspakt funktioniert nur dann, wenn es möglich 
ist, alle freien und frei werdenden Arbeitsmöglichkeiten zu 
nutzen, um Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren Arbeit-
platz weggefallen ist, wieder adäquat zu beschäftigen. Dazu 
stellen wir fest, mit unterschiedlichen Ausformungen ähn-
lich dessen, was Herr Dr. Klinkhammer gesagt hat, dass wir 
innerhalb der AG zunehmend Probleme bekommen, Beamte 
angemessen zu beschäftigen, aber es bestimmte Arbeitsmög-
lichkeiten gibt, die im Konzern vorhanden sind bzw. zu-
wachsen.  

Um ein Beispiel zu nennen: Wenn im Bereich der Logistik 
unser Unternehmensbereich die Geschäftstätigkeit auswei-
tet, Läger errichtet, Läger von Kunden übernimmt, gibt es 
dort Arbeitsmöglichkeiten. Wir wollen zur Absicherung und 
zur Einhaltung unseres Beschäftigungspaktes die Möglich-
keit haben, Beamtinnen und Beamte innerhalb des Konzerns 
im Wege der Zuweisung auf diesen Arbeitsplätzen unterzu-
bringen. Die betreffenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
bleiben Beamte, ihr Rechtsstatus wird also gewahrt. Wir ha-
ben gegenüber ver.di bereits schriftlich erklärt, dass wir 
selbstverständlich in Fällen der Zuweisung den Zumutbar-
keitskatalog aus unserem Rationalisierungsschutz anwen-
den, der z. B. bestimmte räumliche Zumutbarkeitsgrenzen 
kennt. Ich will da ein Beispiel nennen: Die Wegezeit darf 
nicht länger als bis zwei Stunden gegenüber der jetzigen 
Wegezeit sein und insgesamt drei Stunden arbeitstäglich 
nicht überschreiten. Insoweit soll es keine Willkür geben, 
wir werden unseren Zumutbarkeitskatalog entsprechend an-
wenden. Wir sehen aber über den Weg der Zuweisung eine 
Möglichkeit, die Arbeitsplätze, die im Konzern frei werden 
oder zuwachsen, auch zu nutzen, um Beamtinnen und Be-
amte bei der AG oder aus der AG heraus sinnvoll zu be-
schäftigen.  

Vorsitzender Dr. Wend: Mich reizt es jetzt bei ver.di nach-
zufragen, ob Sie glauben, dass mit dieser Positionierung den 
Sorgen der Beschäftigten ausreichend Rechnung getragen 
wurde? Ich weiß nicht, wer von Ihnen antworten möchte. 
Herr Weber. 

Sachverständiger Weber (Vereinte Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di): Zunächst einmal möchte ich festhalten, dass 
der Artikel 143 b des Grundgesetzes einen Beschäftigungs-
anspruch der Beamtinnen und Beamten in der Muttergesell-
schaft beinhaltet und dass die beabsichtigte Zuweisungsre-
gelung die Ausweitung der Dienstherrenbefugnisse in Toch-
tergesellschaften eine Beteiligung mit sich bringt und inso-
weit nicht verfassungskonform ist. Auch eine Rationalisie-
rungsschutzregelung, die im Übrigen derzeit im Gesetzent-
wurf nicht verbindlich erwähnt ist, würde eine Zuweisung 
nicht verfassungskonform machen, sie würde sie nicht hof-
fähig machen können. Wir sind deshalb der Meinung, diese 
Zwangszuweisung muss weg. Wir haben ein Alternativmo-
dell für die Beschäftigung der Beamtinnen und Beamten bei 
Tochtergesellschaften und Beteiligungen vorgeschlagen, 
nämlich ein Modell der Ausweitung der so genannten In-
Sich-Beurlaubung auf die Tochtergesellschaften und Betei-
ligungen. 

Vorsitzender Dr. Wend: Vielen Dank. Ich darf die Parla-
mentarische Staatssekretärin im Bundesfinanzministerium, 
Frau Dr. Barbara Hendricks, begrüßen, seien Sie uns herz-
lich willkommen. Das Fragerecht geht jetzt an Herrn Bar-
thel. 

Abgeordneter Barthel (Starnberg) (SPD): Ich möchte die 
Vertreter der beiden Unternehmen bitten, für uns noch ein-
mal die Situation darzustellen, wie jetzt die Struktur in den 
Unternehmen aussieht, denn wir finden in den Stellungnah-
men unterschiedliche Angaben darüber. Mich würde konkret 
interessieren von Herrn Dr. Klinkhammer und von Herrn 
Scheurle, wie viele Töchter die Unternehmen über die Kon-
zerne jeweils haben, wie viele Mehrheitsbeteiligungen, wie 
viele Minderheitsbeteiligungen, wo die Tendenz in dieser 
Entwicklung bei den Töchtern hingeht. Wie ist ungefähr die 
Beschäftigtenstruktur beim Mutterkonzern und bei den 
Töchtern, d. h., wie viele Arbeiterinnen, Arbeiter, Angestell-
te und Beamte sind dort ungefähr beschäftigt? Wie viele da-
von sind möglicherweise mit minderen Rechten beschäftigt, 
also z. B. befristet? Wie viele sind in sich beurlaubt, mit 
Sonderurlaub versehen oder zugewiesen nach der jetzigen 
Rechtslage? Es spielt auch eine große Rolle, wie hoch der 
Zuweisungsbedarf ist und wie viele Beamtinnen und Beamte 
sich bisher einer möglichen Zuweisung verweigern, weil sie 
ja bisher einverstanden sein müssen. Aus welchen Gründen 
gibt es Probleme bei den Zuweisungen? Wenn Sie uns da 
einfach noch ein paar Fakten liefern, dann würde man auch 
wissen, wovon wir im Personalbereich ungefähr reden. 

Vorsitzender Dr. Wend: Das sind sehr konkrete Fragen zur 
Struktur Ihres Unternehmens. Herr Dr. Klinkhammer, wol-
len Sie beginnen? 

Sachverständiger Dr. Klinkhammer (Deutsche Telekom): 
Ich kann es gern versuchen. Das ist ja ein ganzer Strauß von 
Fragen, der auch extrem detailliert ist, aber ich will es mal 
versuchen. Die Deutsche Telekom hat sich seit 1995 ent-
wickelt aus einem monolithischen Block aus der DTAG und 
ist heute übergeleitet in eine Reihe von Geschäftsfeldern. 
Wir sind aktuell dabei, aus einer Vier-Säulen-Struktur in ei-
ne Drei-Geschäftsfelder-Struktur zu migrieren. Wir konsoli-
dieren mehr als 200 Unternehmen, aber darum geht es ei-
gentlich im Kern überhaupt nicht, sondern im Kern geht es 
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um etwas anderes, und zwar darum, dass der DTAG, der 
Festnetzgesellschaft, die Arbeit tendenziell ausgeht; das ist 
ja auch gesetzlich so intendiert. Die Regulierung hat die 
Aufgabe, der Telekom Marktanteile zu nehmen und Telefo-
nieren - ich sage mal platt - billiger zu machen. Das drückt 
auf unsere Arbeitsplätze. Deshalb haben wir derzeit eine Si-
tuation, dass wir aus der Festnetzgesellschaft heraus rund 
30.000 Menschen nicht mehr beschäftigen können, wenn ich 
den Zeithorizont bis Ende 2006 ins Auge fasse. 

Das verteilt sich in der Struktur der Arbeitnehmer unter-
schiedlich. In der DTAG habe ich 49 % Beamte, ich kann 
Ihnen die Zahlen auch noch ganz exakt nennen, ich habe 
53.383 Köpfe, aktive Beamte. Beurlaubt zu den Tochterge-
sellschaften sind 15.292 und In-sich-Beurlaubte sind 8.633, 
wobei die In-sich-Beurlaubung logischerweise nur dort vor-
kommen kann, wo wir uns im Bereich der DTAG aufhalten. 
Die beurlaubten Beamten sind typischerweise diejenigen, 
die zu den Tochter- und Beteiligungsgesellschaften beur-
laubt worden sind. Unser Problem an der Stelle besteht dar-
in, dass sich viele Beamte, längst nicht alle, nicht vorstellen 
können, nicht mehr bei der DTAG zu arbeiten. Wir haben 
aber viele Geschäftsfelder - nehmen Sie den Mobilfunk - aus 
der DTAG herausgegliedert, wir haben das Online-Geschäft 
und das Systemgeschäft herausgegliedert. Das müssen wir 
auch tun, der Markt erfordert das. Diese Gesellschaften sind 
wiederum international aufgestellt. Es geht hier im Wesent-
lichen um den inländischen Konzern, also überall dort, wo 
die Telekom mit ihrer Konzernleitungsmacht das Sagen hat. 

Jetzt gebe ich Ihnen ganz konkret drei Beispiele: Wir haben 
vor kurzem - Sie alle haben das gelesen - die T-Punkte völ-
lig neu aufgesetzt, rechtlich verselbständigt. Wir haben den 
Fehler, den wir bis dahin gemacht haben, dass die nämlich 
im Grunde genommen nur der verlängerte Arm der Fest-
netzgesellschaft waren, korrigiert, indem nur mehr das Onli-
ne-Geschäft, das Festnetzgeschäft und das Mobilfunkge-
schäft dort vorhanden ist. Das haben wir in eine eigene 
rechtsförmige Gesellschaft gekleidet und haben von den Ar-
beitnehmern und den Beamten erwartet, dass die unter ei-
nem anderen Firmenschild die gleiche Tätigkeit am gleichen 
Ort fortführen. Von den 1.800 betroffenen Beamten konnten 
wir 600 nicht überzeugen, diesen Weg mit uns zu gehen. Bei 
den Arbeitnehmern konnten wir 99 % überzeugen, diesen 
Weg mit uns zu gehen, zumal wir natürlich die Konditionen 
auch in einem Tarifvertrag mit ver.di sauber niedergelegt 
haben. Wenn ein Arbeitnehmer diesen Weg nicht geht, dann 
droht ihm die Kündigung und er hat kaum eine Chance, da-
gegen vorzugehen, weil er sich gegen die Verlagerung der 
Arbeit wendet. Bei einem Beamten sieht das völlig anders 
aus. Wir haben in der Vergangenheit immer das ganz große 
Problem gehabt, für diese Beamten noch Beschäftigung zu 
suchen. Das ist uns auch oft gelungen, aber in einer Gesell-
schaft, der jetzt wirklich die Arbeit ausgeht, ist das proble-
matisch. Wir haben 30.000 Menschen, die ich anfassen 
muss, davon 10.000 über die Arbeitszeitverkürzung – Gott 
sei Dank -, aber 20.000 bleiben noch. Da müssen wir diesen 
Weg gehen, dass wir im Notfall sagen müssen: „Hey 
Freund, es ist die gleiche Beschäftigung, du suchst den glei-
chen T-Punkt auf, bitteschön“.  

Zweites Beispiel: Wir haben aus der Vivento heraus Be-
schäftigungsgesellschaften aus der Telekom heraus gegrün-
det, indem wir bestehende Companies in der Telekom mit 
Management, mit Beschäftigung, mit Kunden hineingesetzt 
haben, um von dort aus am Markt und auch am konzernin-
ternen Markt der Telekom zu akquirieren und zusätzliche 
Beschäftigung zu generieren. So haben wir das z. B. mit den 

Call-Center-Aktivitäten gemacht in der VCS-Vivento Cu-
stomer Services GmbH & Co. KG. Wir haben eine komplet-
te Niederlassung mit rund 3.000 Menschen bundesweit auf-
gestellt. Denen ist es jetzt schon gelungen, rund 800 weitere 
Arbeitsplätze innerhalb kürzester Zeit bereit zu stellen, zum 
Teil drinnen, zum Teil draußen. Die Beamten haben sich an 
der Stelle ebenfalls zu einem Teil geweigert. Wir haben 296 
betroffene Beamte gehabt, davon sind nur 133 den Weg 
mitgegangen. 163 haben ihn verweigert. Wir müssen in der 
Vivento weitere solche Beschäftigungsmodelle zur Verfü-
gung stellen. Gerade haben wir am 1. Juli 2004 eine Monta-
gegesellschaft, die VTS - auch das ist eine angrenzende Tä-
tigkeit zur Telekom - gegründet und erwarten den gleichen 
Weg. Deshalb brauchen wir - in der Tat - einen solchen 
gangbaren Weg.  

Sachverständiger Scheurle (Deutsche Post): Zunächst eine 
Bemerkung zur Entwicklung bei der Deutschen Post in 
Deutschland: Innerhalb der Muttergesellschaft wurden seit 
1990 tief greifende Reorganisationsmaßnahmen durchge-
führt, vornehmlich im ersten Schritt im Betrieb. Derzeit sind 
wir noch dabei, das, was im Betrieb passiert ist, nachzuvoll-
ziehen in den Overhead-Bereichen. Das betrifft natürlich 
nicht zuletzt auch die Gruppe der Beamten. Wir haben der-
zeit 2.800 Beamte im Überhang oder ohne regulären Job, 
wie ich zu sagen pflege.  

Ein paar Zahlen zum Konzern: Bei der Deutschen Post AG 
sind 198.110 Menschen beschäftigt. In den rund 90 Kon-
zerngesellschaften in Deutschland ohne Postbank sind es 
rund 22.000 Köpfe. Wir haben derzeit 3.498 Beamte in der 
In-sich-Beurlaubung und 1.995 im Wege des § 13 Sonderur-
laubsverordnung zu anderen Gesellschaften beurlaubt. Die 
Befristungsquote liegt bei der AG im Durchschnitt nur noch 
bei 6 %, weil wir so weit wie irgend möglich natürlich auch 
diesen Ansatz nutzen, um Kolleginnen und Kollegen ohne 
regulären Job wieder entsprechend auf einem Arbeitsplatz 
unterzubringen. Wir haben z. B. im Osten Niederlassungen, 
da haben wir eine Befristungsquote von unter 2 % bei den 
Briefniederlassungen, die eigentlich schon aus betriebswirt-
schaftlicher und unternehmerischer Sicht eigentlich viel zu 
gering ist. Deshalb unsere Bitte an den Gesetzgeber, die 
Möglichkeit der beamtenrechtlichen Zuweisung in den Kon-
zern hineinzubekommen. Wir stellen fest, dass sich viele 
Beamtinnen und Beamte schwer tun, sich zunächst einmal 
beurlauben lassen und in ein Arbeitsverhältnis zu gehen. 
Viele würden die Arbeitsplätze auch nach Gesprächen – da 
habe ich festgestellt - annehmen, wenn sie Beamte mit allen 
Rechten und Pflichten bleiben könnten. 

Das zweite, das ich leider sagen muss, rund 10 % von Mit-
arbeitern im Beamtenverhältnis suchen natürlich die Freiwil-
ligkeit, die ja vorausgesetzt wird bei der Insichbeurlaubung, 
um Beschäftigungsmöglichkeiten, die es im Konzern gibt, 
nicht nachzukommen. Meine Damen und Herren, auch ich 
mit meiner historischen Biographie habe da schon große 
Probleme, wenn z. B. wir im Konzern Arbeit generieren, in-
dem wir Call-Center-Aktivitäten innerhalb des Konzerns 
bündeln, Inforcing betreiben, als Arbeit hereinholen in den 
Konzern, dass es uns nicht möglich ist, Beamtinnen und Be-
amte von Dortmund, um nur ein Beispiel zu nennen, nach 
Essen zu bringen. Da sagen wir, wir wollen im Rahmen der 
Zuweisung, im Rahmen der Zumutbarkeitskriterien aus un-
serem Rationalisierungsschutz die Möglichkeit haben, die 
Arbeitsmöglichkeiten zur Unterbringung von Beamtinnen 
und Beamten im Überhang zu nutzen. 

Abgeordneter Heil  (SPD): Der zweite große umstrittene 
Bereich neben der Zuweisung ist die Frage der Sonderzah-
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lung. Ich muss leider auch noch einmal auf Herrn Scheurle 
zugehen. Herr Scheurle, der Gesetzentwurf sieht sowohl bei 
der Frage der Zuweisung als auch der Sonderzahlung im 
Prinzip vor, dass den Unternehmern mehr Freiheiten ge-
währt werden. Die Arbeitnehmerseite befürchtet, dass diese 
Freiheiten missbraucht werden. Meine Frage zum Bereich 
der Sonderzahlung: Können Sie uns noch einmal erläutern, 
ob Sie, die Sie ja in einer anderen Situation sind als die Te-
lekom, die die Sonderzahlung für eine Arbeitszeitverkür-
zung und damit Beschäftigungssicherung aufwendet, geden-
ken, diese Leistungsorientierung in diesem Bereich einzu-
führen? 

Die zweite Frage: Sie kennen unter Umständen diese Frage, 
den Vorschlag, der uns schriftlich seitens der Gewerkschaft 
des DGB vorliegt, nämlich zu sagen, man müsste das Volu-
men auch gesetzlich absichern. Das sind 60 %, um die es 
beim Weihnachtsgeld geht, und kann dann Ausnahmen er-
möglichen. Wäre das nicht auch ein Weg, mit dem Sie leben 
könnten? Wenn Sie uns aber vorher noch einmal sagen 
könnten, wie Sie sicherstellen wollen, dass das Volumen, 
das dort eingespart wird, tatsächlich für die Beschäftigten 
auch weiterhin zur Verfügung steht in Form von Leistungs-
anreizen. Wie wollen Sie das absichern? 

Sachverständiger Scheurle (Deutsche Post): Personalpoli-
tisch eine Vorbemerkung: Uns geht es darum, allen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern eine leistungsabhängige Varia-
ble zahlen zu können. Dies haben wir mit Ausnahme der 
Gruppe Beamte auch entsprechend tarifvertraglich mit ver.di 
so vereinbart. Das ist unsere personalpolitische Zielstellung. 
Dann, wie wollen wir sicherstellen, dass das auch gezahlt 
wird? Wir haben ver.di bereits angeschrieben. Unser Ziel ist 
es, wenn irgend möglich im Einvernehmen mit ver.di dem 
Bundesminister der Finanzen bis zum 15. Oktober 2004 ei-
nen entsprechenden Entwurf einer Rechtsverordnung vorzu-
legen, der dann entsprechend umgesetzt werden kann. Im 
Übrigen, wenn ich den vorliegenden Gesetzentwurf richtig 
interpretiere, ist das sichergestellt. Wir wollen diese 60 % 
und wir werden diese 60 % voll ausschütten. Für den Fall, 
dass dies nicht so wäre, sieht ja der Gesetzentwurf vor, dass 
der Bundesminister der Finanzen im Rahmen seiner Ver-
pflichtungen nach Anhörung des Vorstandes eine entspre-
chende Rechtsverordnung auf den Weg bringen müsste. 
Nochmals, wir wollen also bis zum 15. Oktober 2004 mög-
lichst im Einvernehmen mit ver.di dem BMF den Entwurf 
einer Rechtsverordnung vorlegen und wir werden die vollen 
60 % ausschütten.  

Frage, wie geht das? Wir haben da Erfahrungen aus unserem 
Arbeitnehmerbereich, wir haben für unsere Arbeitnehmer 
eine leistungsabhängige Variable tarifvertraglich vereinbart. 
Hier gibt es ein sehr einfaches Beurteilungssystem: Ar-
beitsmenge, Arbeitsgüte, Arbeitsqualität, orientiert an den 
vier Stufen, erfüllt nicht die Anforderungen, erfüllt die An-
forderungen, übertrifft nicht die Anforderungen, übertrifft 
deutlich die Anforderungen. Die einzelnen Budgets werden 
auf die einzelnen Entgeltgruppen bezogen entsprechend der 
jeweiligen Anzahl der Arbeitnehmer gesondert zugewiesen, 
so dass auch sichergestellt ist, dass alle Arbeitnehmer in 
dem Fall entsprechend berücksichtigt werden. Entsprechen-
des sehen wir für die Beamten vor, dass ein Budget ausge-
wiesen wird, pro Besoldungsgruppe eine entsprechende An-
zahl der Beamtinnen und Beamten, so dass sichergestellt 
wird, dass alle Beamtinnen und Beamte aller Besoldungs-
gruppen entsprechend Berücksichtigung finden und auch der 
Besorgnis, man könnte da vielleicht eine Umverteilung vor-
nehmen vom einfachen in den gehobenen Dienst, der Boden 

entzogen wird. Wir werden die 60 % ausschütten, wir wol-
len bis zum 15. Oktober 2004 einen entsprechenden Entwurf 
einer Rechtsverordnung dem BMF vorlegen. 

Abgeordneter Brandner (SPD): Ich möchte eine kurze 
Frage an den Deutschen Beamtenbund stellen. Wir haben 
gerade von Herrn Scheurle gehört, dass es vorhandene zu-
mutbare Arbeit gibt innerhalb eines Unternehmens, aber ei-
ne In-sich-Beurlaubung, die rein auf Freiwilligkeit beruht, es 
nicht möglich macht, diese zumutbare, vorhandene Arbeit 
zu erledigen. Wie weit würde der Deutsche Beamtenbund 
sehen, dass es hierbei angemessene Regelungen gibt, auch 
im Rahmen von Rationalisierungsschutzmaßnahmen, um 
genau einer solchen Erledigung der vorhandenen Arbeit in-
nerhalb eines so gestrickten Konzerns, wie es die Deutsche 
Post ist, zu ermöglichen? 

Sachverständiger Russ (Deutscher Beamtenbund): Wir als 
DBB, aber auch als DPVKOM müssen das hier vielleicht 
noch einmal als Hintergrund darstellen - ich glaube, sonst 
bleibt das alleine im Raum stehen -, warum gibt es so viele 
Verweigerer? Aus unserer Sicht möchten viele Kolleginnen 
und Kollegen - und das ist richtig vorgetragen worden - wis-
sen, was sie mit dem Beamtenstatus haben. Das war quasi 
die Geschäftsgrundlage, auf die sie bei der Postprivatisie-
rung eingestiegen sind. Sie sehen sich jetzt konfrontiert mit 
Zuweisungen, mit Versetzungen in die Tochterunternehmen, 
wo sie aber zum Zeitpunkt – jedenfalls ist das häufig unsere 
Beobachtung -, wenn sie nach diesem Wechsel gefragt wer-
den, mit völlig unklaren Beschäftigungs- und Bezahlungs-
bedingungen konfrontiert werden. Denn das geht bisher be-
kanntlicherweise nur über den § 13 Abs. 1 der Sonderur-
laubsverordnung. Eine Möglichkeit der Freiwilligkeit im 
Beamtenstatus gibt es bisher nicht in den Tochterunterneh-
men. Inwieweit das beamtenrechtlich überhaupt zulässig ist, 
darüber gibt es, wie auch hier die sachverständigen Profes-
soren dargestellt haben, sehr unterschiedlicher Auffassun-
gen. Wir glauben und bauen darauf als DBB, dass auf frei-
williger Basis hier in der Tat bei den großen Aufgaben und 
Veränderungen, wie sie Herr Dr. Klinkhammer und Herr 
Scheurle hier dargestellt haben - heute im Festnetz und mor-
gen bei einer T-Punkt-Gesellschaft -, die Kolleginnen und 
Kollegen dazu auch bereit wären, ohne dass es dieser Zu-
weisung bedürfe. 

Vorsitzender Dr. Wend: Ich darf jetzt Herrn Prof. Dr. Bat-
tis von der Humboldt-Universität begrüßen. Der es am näch-
sten hat, kommt wie immer als Letzter, so ist das Leben. 

Sachverständiger Prof. Dr. Dr. h. c. Battis (Humboldt-
Universität zu Berlin): Ich bitte sehr um Entschuldigung, 
aber ich komme von einer Verhandlung des Verfassungsge-
richts Berlin, bei dem ich die Universität vertreten habe.  

Vorsitzender Dr. Wend: Die hoffentlich erfolgreich war, 
aber das ist ein anderer Punkt, das werden Sie dann feststel-
len. Das Fragerecht geht jetzt zur Fraktion der CDU/CSU 
und dort hat Herr Singhammer das Wort.  

Abgeordneter Singhammer (CDU/CSU): Meine Frage 
richtet sich zunächst an den Vertreter des Deutschen Beam-
tenbundes, Herrn Russ. Ich darf anknüpfen an die zuletzt ge-
stellte Frage der SPD-Kollegen. Wir haben jetzt eine tarif-
vertragliche Vereinbarung bei der Deutschen Post, aber der-
zeit noch nicht bei der Telekom im Bereich der Sonderzah-
lungen. Danach ist es so, dass die Deutsche Post für 2004 
gerade diese Sonderzahlungen zunächst einmal für dieses 
Jahr weiter ausschütten wird, bis jetzt jedenfalls ohne Ände-
rungen. Meine Frage ist dahingehend, was erwartet jetzt der 
Deutsche Beamtenbund und der DPVKOM im Hinblick auf 
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diese Sonderzahlungen? Welche Probleme ergeben sich dar-
aus oder könnten sich daraus ergeben, wenn die Rechtslage 
jetzt so bliebe, dass sehr unterschiedliche Verfahrensweisen 
eintreten würden? 

Sachverständiger Russ (Deutscher Beamtenbund): Wir ha-
ben ein großes Problem mit der Formulierung im Gesetz, ob 
und inwieweit Sonderzahlungen eben erfolgen können. Da-
mit ist es ins Ermessen der Unternehmen gestellt, ob sie 
überhaupt eine solche Sonderzahlung leisten, denn die Aus-
sage von Herrn Scheurle, dass man beabsichtigt, jetzt eine 
Rechtsverordnung für dieses Jahr zu machen, hören wir 
zwar sehr gerne, aber es ist nach wie vor ins Ermessen der 
Aktiengesellschaft gestellt, ob eine solche Zuwendung er-
folgt, d. h., wir wünschten uns eine gesetzliche Regelung, 
dass das Volumen der Sonderzuwendung sowohl bei der 
Post als auch bei der Telekom und der Deutschen Postbank 
ausgeschüttet wird. Was die leistungsorientierte Bezahlung 
angeht haben wir überhaupt kein Problem, ganz im Gegen-
teil, wir würden das unterstützen, aber wir wollen, dass die 
Beamtinnen und Beamten doch nicht schlechter gestellt 
werden, zumindest im Volumen, wie ihre Kolleginnen und 
Kollegen, die als Bundesbeamte in der Bundesverwaltung 
sind. Von daher müsste es eine, wenn ich das mal so sagen 
darf, kollektive Ausschüttungspflicht im Gesetz geben. 

Abgeordnete Wöhrl (CDU/CSU): Ich glaube, wenn man 
das zusammenfasst, geht es darum, den Beamten die Be-
fürchtungen hier zu nehmen, dass sie hier eine Benachteili-
gung auch zukünftig erfahren bei größeren Einsatzmöglich-
keiten innerhalb und außerhalb des Unternehmens. Bei der 
Änderung des § 4 Abs. 4 soll ja der Status erhalten bleiben. 
Er soll auch zukünftig eine dem Amt entsprechende Tätig-
keit ausüben können, also keine Nachteile im Status des Be-
amten haben, aber doch machen sich auch Befürchtungen 
offen, wie soll es weitergehen mit dem beruflichen Fort-
kommen der Beamten auch in ihrer neuen Stellung? Viel-
leicht könnten die Unternehmen hier zu dem beruflichen 
Weiterkommen auch im Rahmen des Beamtenstatus auch 
etwas sagen. 

Vorsitzender Dr. Wend: Sollen wir die Deutsche Postbank 
als Unternehmen auch mal mit einbeziehen, Frau Wöhrl, 
oder nur die Telekom? Dann würde ich Sie jetzt mal bitten, 
Herr Stemmer und die anderen beiden Herren. 

Sachverständiger Stemmer (Deutsche Postbank): Vielen 
Dank, Herr Vorsitzender. Es freut uns, dass wir als kleinstes 
Unternehmen hier Stellung nehmen können. Das betrifft uns 
als Bank, wenn es um Geld geht, besonders. 

Die zugewiesenen Beamten, Frau Wöhrl, würden so behan-
delt wie die Beamten in den Mutter-AG’en. Das heißt, sie 
sind ja Teil der Planstellenhaushalte und würden ja insofern 
die gleichen beruflichen  Expektanzen weiterhin genießen, 
die sie auch bei den AG’en genießen würden. Was wir mit 
der Zuweisung gewährleisten können, ist aber, dass sie in ih-
rer Tätigkeit weiter gefördert werden können, weil sie eben 
am Tätigkeitsspektrum in den Tochtergesellschaften der 
Mutterunternehmen teilhaben können.  

Vorsitzender Dr. Wend: Es war ja im Grunde genommen 
eine Antwort für beide Unternehmen. Möchten Sie das noch 
ergänzen, Herr Klinkhammer oder Herr Scheurle? Herr 
Klinkhammer bitte:  

Sachverständiger Dr. Klinkhammer (Deutsche Telekom): 
Ich möchte das zunächst einmal bestätigen: Wir erweitern 
das Spektrum an der Stelle und wir behandeln heute schon 
die In-sich-Beurlaubten und die schon beurlaubten Beamten 

genauso, wie Sie es beschrieben haben. Wir halten dies auch 
nach, schaffen Transparenz und zeigen es z. B. auch dem 
Sozialpartner, der an der Stelle natürlich Sorge hat. Das ist 
ein sehr transparentes Verfahren, aber wir zeigen es.  

Abgeordneter Binninger (CDU/CSU): Herr Vorsitzender, 
wenn Sie gestatten, eine zweigeteilte Frage  zum gleichen 
Thema Zuweisungen und Beurlaubungen. Der Vertreter von 
ver.di hat vorhin dargestellt, dass ver.di einen Kompromiss-
vorschlag gemacht hätte, wo man auf diese zwangsweise 
Zuweisung verzichten könnte, die Insich-Beurlaubung fiel 
da als Stichwort. Mich hätte jetzt nur interessiert, warum ist 
dieser Kompromissvorschlag für Sie kein gangbarer Weg?  

Zweiter Teil der Frage an die Vertreter von ver.di und Be-
amtenbund: Steigen die Möglichkeiten des flexiblen Ar-
beitseinsatzes von heute nicht Beschäftigten so stark an 
durch eine zwangsweise Zuweisung oder sind durch die 
schon heute geltenden Instrumente der Beurlaubung genauso 
viele Möglichkeiten vorhanden, jemanden woanders unter-
zubringen, wo er dann eine Beschäftigung hat? 

Sachverständiger Scheurle (Deutsche Post): Ich habe vor-
hin schon versucht, deutlich zu machen, dass es uns um eine 
Frage der Zumutbarkeit eines Arbeitsplatzes geht. Zumutbar 
bedeutet, entsprechend der Zumutbarkeitskriterien unseres 
Rationalisierungsschutzes, den wir auch im Wege der Zu-
weisung anwenden wollen. Und ich habe vorhin deutlich 
gemacht - und ich will es noch mal unterstreichen -, dass es 
durchaus eine nicht kleine Gruppe von Beamtinnen und Be-
amten gibt, nach unserer Auffassung ca. 10 %, die eine zu-
mutbare Beschäftigung innerhalb des Konzerns aus prinzipi-
ellen Erwägungen ablehnen. Deshalb ist unser Petitum, die 
Zuweisung ist entsprechend dann geregelt, ist transparent 
und fair geregelt, über die Zumutbarkeitskriterien aus unse-
rem Rationalisierungsschutz, so dass der Beamte, der inner-
halb der Post AG versetzt wird, nicht anders behandelt wird 
als der Beamte, der innerhalb des Konzerns auf einen zu-
mutbaren Arbeitsplatz versetzt wird. 

Sachverständiger Dr. Klinkhammer (Deutsche Telekom): 
Die In-sich-Beurlaubung praktizieren wir ja heute. Ich hatte 
Ihnen soeben gesagt, wir hatten derzeit 8.633 Insich-
Beurlaubungen. Nur, die Insichbeurlaubung setzt einen An-
trag des Beamten voraus. Das heißt, das ist eine rein freiwil-
lige Lösung und er fällt dann in die dahinter liegenden tarif-
lichen oder außertariflichen Systeme. Das, was Herr Russ 
hier vorhin beschrieben hat, ist ein völlig anderes Thema. 
Der Beamte möchte als Beamter aktiv außerhalb der Deut-
schen Telekom beschäftigt werden, denn das ist ja das An-
liegen. Dann hat er ja transparent alles das, was er bisher 
hat. Nehmen Sie das T-Punkt-Beispiel. Der Beamte im T-
Punkt könnte künftig als zugewiesener Beamter in der glei-
chen Tätigkeit mit der gleichen aktiven Bezahlung mit dem 
gleichen rechtlichen Rahmen arbeiten und alles wäre gelöst. 
Das genau ist das Anliegen von Herrn Russ. Ich habe nicht 
verstanden, warum er einen anderen Weg sucht.  

Vorsitzender Dr. Wend: Aber das können ja Herr Weber 
und Herr Russ jetzt erläutern, denn sie waren ja auch ange-
sprochen. Oder Herr Wehner für ver.di. 

Sachverständiger Wehner (ver.di): Das Instrumentarium, 
das den Aktiengesellschaften gegenüber den bei ihnen be-
schäftigten Beamten zur Verfügung steht, ist weiter gefä-
chert, als es z. B. das Arbeitsrecht zulässt. Das Beamten-
recht ist ja kein Recht auf Vertragsebene, sondern auf Über- 
und Unterordnung. Es gibt ja auch die Möglichkeit der Ver-
setzung, der Abordnung oder der Umsetzung. Zusätzlich 
gibt es die Sonderbeurlaubung, wo jeder, der bei einem 
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Drittunternehmen als Beamter beschäftigt werden will, ei-
nen Antrag stellen kann, den er im Allgemeinen auch ge-
nehmigt erhält. Es gibt ein ganzes Kaleidoskop von Mög-
lichkeiten, die den Aktiengesellschaften als Dienstherren - 
Befugte sozusagen mit Behördencharakter gegenüber den 
Beamten zur Verfügung steht. Das bedarf nicht eines In-
struments der Dienstverpflichtung. Die Zuweisung ist nicht 
anderes als eine Dienstverpflichtung, die angewendet wird 
in Krisenzeiten, die bei der Diskussion um Notstandsgesetze 
eine Rolle gespielt hat, die aber mir nie bekannt angewendet 
worden ist, um die betriebswirtschaftliche Attraktivität bör-
sennotierter Aktiengesellschaften zu erhöhen. 

Insoweit ist die Zuweisung ein untaugliches Mittel und des-
halb gibt es auch die Angst der Beamten, weil hier ein Ein-
griff in ihre Persönlichkeitsrechte von den Aktiengesell-
schaften vorgenommen wird. Das ist nicht eine Kontrolle 
wie etwa durch das Verwaltungsgericht. Wenn Herr Scheur-
le z. B. sagt, sie sind bereit, die Zumutbarkeitskriterien, die 
seither bestehen, anzuwenden; ich kenne die Zumutbarkeits-
kriterien, sie stehen alle im Zusammenhang von Regelun-
gen, die sich aus Rationalisierungsschutzverträgen ableiten, 
die Sozialpläne voraussetzen; nur da existiert der Begriff der 
Zumutbarkeit. Es geht auch hier nicht um Bereiche, für die 
Beschäftigungspakte abgeschlossen worden sind, sondern 
die Zuweisungsregelung soll ja genau erfolgen nicht in die 
Kernbereiche, sondern in die Tochtergesellschaften. Und für 
diese Tochtergesellschaften gibt es keine Beschäftigungs-
pakte zwischen den Unternehmen und den Gewerkschaften. 
Die beziehen sich alle auf den Kernbereich der sog. Mutter-
unternehmen. Wir meinen, die seitherigen Rechte, das In-
strumentarium, das das Beamtenrecht zur Verfügung stellt, 
reichen völlig aus, um mit diesen Instrumenten zu arbeiten. 
Für dies ist auch die Mitbestimmung der Betriebs- und Per-
sonalrede eingestellt, während auf Zuweisungsrecht keine 
Mitbestimmung passt. Und auch der einzelne Beamte hätte 
nicht mal ein aufschiebendes Recht, beim zuständigen Ver-
waltungsgericht gegen eine Zuweisung vorzugehen, wenn 
sie gesetzlich geregelt ist.  

Sachverständiger Russ (Deutscher Beamtenbund): Ich 
würde gerne Herrn Klinkhammer den Unterschied zwischen 
den beiden Positionen erläutern: In der Tat, die Menschen, 
die Beamtinnen und Beamten im Unternehmen wollen den 
Status, für den sie sich irgendwann mal entschieden haben, 
beibehalten und möchten den auch unabhängig von den in 
der Tat, die wir auch erkennen, notwendigen Anpassungs-
maßnahmen in den Konzernen mitnehmen. Aber unser Un-
terschied liegt darin, dass wir das gerne auf freiwilliger Ba-
sis haben. Das müsste ja hier noch mal leicht thematisiert 
werden. Wenn es die rechtlichen Möglichkeiten nicht zulas-
sen, dann sehe ich allerdings in der Tat auch nur die Mög-
lichkeit, wie es die Kollegen von ver.di hier machen, dass 
man es über die Ausweitung einer In-sich-Beurlaubung 
macht. Das ist allerdings, wie hier schon richtig vorgetragen, 
vom Antrag des Beamten abhängig. Die Sicherheit des Be-
amtenstatus bleibt dann für den Betroffenen auf der Strecke. 

Aber lassen Sie mich vielleicht noch einen Satz sagen, der 
nicht gesetzlich, sondern mehr im Umfeld schwingt. In den 
Unternehmen – das ist jedenfalls unsere Betrachtung - 
herrscht natürlich große Unsicherheit über die weiteren We-
ge. Und dann baut natürlich jeder Beamte auf das, wo er 
nicht nachgibt, und das ist sein Status in der Tat . Das heißt, 
wenn er in eine neue Welt herein geht, in Tochtergesell-
schaften, andere Beteiligungsgesellschaften, baut er auf das, 
was seine Basis war. Andere haben das ohnehin sehr früh-
zeitig ergriffen, das zeigen die Zahlen, dass wir bei der Te-

lekom knapp 16.000 Leute auf freiwilliger Basis in Tochter-
unternehmen heute beschäftigen, weil die Kolleginnen und 
Kollegen eben der Sicherheit und den Grundlagen des Be-
amtentums immer weniger beibemessen haben und das von 
sich aus gemacht haben. Aber es gibt eben eine Reihe von 
Kolleginnen und Kollegen, die daran festhalten wollen; hier 
haben wir etwas die Quadratur des Kreises, dass wir sagen, 
wir wollen die Freiwilligkeit, auf der anderen Seite die Kol-
leginnen und Kollegen wollen den Status herüberretten. Vie-
len Dank. 

Abgeordnete Dr. Krogmann (CDU/CSU): Ich habe auch 
eine Frage zum Bereich der Sonderzahlung, aber mehr die 
juristische Seite. Herr Prof. Badura, deshalb vielleicht an 
Sie. Von einigen Ihrer Kollegen wird vor dem Hintergrund 
des Art. 143 b GG die Streichung der Sonderzahlung und 
damit die Abkopplung der AG-Beamten von der Regelung 
über die übrigen Bundesbeamten als verfassungsrechtlich 
bedenklich dargelegt. Mich würde interessieren, ob Sie diese 
Einschätzung teilen oder nicht.  

Sachverständiger Prof. Dr. Badura (Ludwig-Maximilian-
Universität): Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren 
Abgeordnete, ich teile diese Bedenken nicht. Ich darf viel-
leicht darauf hinweisen, dass bereits in der geltenden Fas-
sung des Gesetzes in § 13 Abs. 1 hier eine Möglichkeit einer 
besonderen rechtlichen Regelung in dem Bereich der Son-
derzahlungen im Wege der Rechtsverordnung vorgesehen 
ist. Nun wird im Wege des Gesetzes eine Streichung ange-
ordnet und in Abs. 2 im Wege einer Rechtsverordnung dann 
eine Regelung getroffen, inwieweit doch unter bestimmten 
Voraussetzungen derartige Sonderzahlungen, also Weih-
nachtsgeld beispielsweise, erfolgen sollen. Ein verfassungs-
rechtlicher Einwand dagegen könnte einmal aus dem Ge-
danken der Garantie des Berufsbeamtentums stammen, aber 
dieser Einwand, glaube ich, kann deswegen nicht durchgrei-
fen, weil derartige Sonderzahlungen nicht zum Bestandteil 
des Alimentationsprinzips gehören, das der Gesetzgeber ja 
zu beachten hat. 

Diese Sonderzahlungen sind auch nicht sozialbedingt, son-
dern sie sind auf die Leistungen des Beamten bezogen. Die 
Leistungen des Beamten im Rahmen der Nachfolgeunter-
nehmen und der Konzerne unterscheiden sich doch deutlich 
von den Aufgaben, die Beamten sonst zukommen, denn sie 
sind ja nicht mehr hoheitlicher Natur. Sie sind ja nicht mal 
mehr die Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe, weil die Un-
ternehmen ja privatwirtschaftlich agieren. Dass das über-
haupt möglich ist, hat ja der Art. 143 b Abs. 3 GG vorgese-
hen, so dass sich also innerhalb der Verfassung selbst ein 
besonderer Rechtfertigungsgrund dafür findet, dass die Be-
soldung im Bereich der Sonderzahlungen bei diesen Beam-
ten abweichen kann, wenn eben die weitere Entwicklung, 
wie das hier dargestellt worden ist, dazu ein hinreichenden, 
vernünftigen, verhältnismäßigen und willkürfreien Grund 
liefert.  

Damit ist die Möglichkeit eröffnet, den ohnehin ja sehr wei-
ten Spielraum des Gesetzgebers im Bereich der Beamtenbe-
soldung hier in dieser Weise auszunutzen, dass aus den ver-
schiedenen Gründen, die ja dazu von den Vertretern auch 
hier vorgebracht worden sind, hier ein rechtfertigender 
Grund für eine unterschiedliche Situation und Regelung bei 
den Beamten in den Postunternehmen erfolgt. Der übergrei-
fende Grund ist ja hier, wie auch bei den anderen Punkten, 
glaube ich, hauptsächlich darin zu sehen, dass man die Be-
amten ja innerhalb der Deutschen Bundespost hatte und die 
Privatisierungsentscheidung durch die Verfassung erfolgt ist 
und nun ein Weg gefunden werden musste, dass diese Be-
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amten unter Wahrung ihrer Rechtstellung und als Bundesbe-
amte weiterhin in diesen neuen Unternehmen, auch ggf. in 
andersartigen Organisationsformen, die ja nicht abgeschnit-
ten werden können, also Tochtergesellschaften usw., weiter-
geführt werden.  

Dadurch ist natürlich die schwierige Lage auch entstanden, 
dass auf der einen Seite Tarifkräfte und auf der anderen Sei-
te Beamte tätig sind und dass dadurch natürlich auch sich 
gewisse Komplikationen notwendigerweise ergeben müssen. 
Man hat es vielleicht im Jahre 1994, als der Art. 143 b GG 
und das Postpersonalrechtsgesetz erlassen worden sind, 
nicht in vollen Umfange überblicken können, wie die weite-
re Entwicklung sein wird. Also kurz, ich teile die Bedenken, 
die aus dem Art. 33 Abs. 5 stammen können, von vornherein 
nicht und glaube auch, dass die Bedenken, die aus dem Art. 
3 Abs. 1 abgeleitet werden, aus den von mir hier nur kurz zi-
tierten Gründen nicht stichhaltig sind.  

Abgeordneter Romer (CDU/CSU): Ich hätte eine Frage an 
den CGB: Wo soll künftig die Mitbestimmung der Beamten 
erfolgen? Im Betriebsrat des Herkunftsbetriebs oder des 
Zuweisungsbetriebes?  

Sachverständiger Rehm (Christlicher Gewerkschaftsbund): 
Vielen Dank. Das haben wir ja auch in unserer Stellung-
nahme schon angekündigt, dass es eigentlich, wie es auch 
andere Gewerkschaften hier darstellen, auf ein doppeltes 
Wahlrecht hinausläuft, aktiv im abgebenden Betrieb und das 
passive Wahlrecht natürlich im aufnehmenden Betrieb.  

Abgeordneter Singhammer (CDU/CSU): Ich hätte noch 
eine Frage im Zusammenhang mit der Frage, wie denn die 
Zuordnung erfolgt, an den Vertreter der Deutschen Tele-
kom, Herrn Dr. Klinkhammer: Die Besorgnis vieler Beamter 
ist ja, dass sie möglicherweise unter Wert beschäftigt wür-
den. Ist diese Sorge bei der jetzigen Regelung berechtigt, 
dass eine Beschäftigung unter Wert möglich wäre? Eine 
zweite Teilfrage: Was geschieht, wenn ein Tochter- oder 
Enkelunternehmen als Beispiel durch die Deutsche Telekom 
verkauft wird, so dass also keinerlei Anteilsanteile mehr an 
diesem Enkelunternehmen gehalten werden. Was geschieht 
dann mit diesen Beamten, die dort zuletzt tätig waren?  

Sachverständiger Dr. Klinkhammer (Deutsche Telekom): 
Bei der Zuweisung gelten ja die allgemeinen beamtenrecht-
lichen Grundsätze. Das heißt: Hier ist eine unterwertige Be-
schäftigung auf Dauer nicht möglich. Was wir hier machen, 
ist ja lediglich das Beschäftigungsspektrum zu erweitern, um 
uns die Chance zu geben, Beamtinnen und Beamte noch au-
ßerhalb der Telekom  Amts angemessen zu beschäftigen. 
Dass eine kurzfristige temporäre Beschäftigung auch unter-
wertig erfolgen kann, ist ja unstreitig. Wenn ein Unterneh-
men verkauft wird, dann stellt sich für den Beamten die Fra-
ge, will ich zu veränderten Konditionen mitgehen oder 
nicht? Das entscheidet er dann und entsprechend kann er 
gehen. Es erfolgt an dieser Stelle ja keine Zwangszuwei-
sung.  

Abgeordneter Singhammer (CDU/CSU): Habe ich das 
richtig verstanden, wenn ein solches Enkelunternehmen ver-
kauft wird, hat der Beamte die Möglichkeit, wieder in das 
Ausgangsunternehmen zurückzukehren?  

Sachverständiger Dr. Klinkhammer (Deutsche Telekom): 
Nach der jetzigen Rechtslage ist er dahin beurlaubt, anders 
geht es ja gar nicht. In diesem Fall hat der Beamte die Chan-
ce zu sagen, er geht nicht mit; dann fällt er zurück auf die 
Mutterunternehmung. Nach dem künftigen Recht - wenn es 
dann so käme, wie es derzeit aufgeschrieben ist - müsste 

man überlegen, ob man ihm gewissermaßen zwangszuwei-
sen könnte. Das kann man aber nur dann, auch nach der Ge-
setzeslage an der Stelle, wenn der Beamte zustimmt. Es setzt 
auch im Gesetzentwurf eine Zustimmung des Beamten vor-
aus.  

Vorsitzender Dr. Wend: Vielen Dank. Da die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen nicht anwesend ist bei dieser Anhö-
rung, wechselt das Fragerecht zur FDP. Herr Funke, Sie 
können nicht zum 85. Geburtstag Ihres Ehrenvorsitzenden, 
sie harren tapfer aus und haben jetzt das Wort.  

Abgeordneter Funke (FDP): Ich werde um 15.00 Uhr da-
hin gehen. Ich möchte eine ganz kurze Vorbemerkung ma-
chen. 1994 bei der Postreform II war das ja ein großes 
Kompromisspaket, was erarbeitet worden ist. Da sind natür-
lich allen Betroffenen Zusagen gemacht worden, einschließ-
lich der Beamten, den ja damals gesagt worden ist, dass sie 
nicht schlechter behandelt werden, wenn sie in den Unter-
nehmen verbleiben, als die vergleichbaren Bundesbeamten. 
Nun könnte man ja von diesem Versprechen abweichen, 
wenn sozusagen ein Wegfall der Geschäftsgrundlage vor-
handen wäre. Ich sage das nicht im rechtlichen Sinne, son-
dern was die politische Zusage angeht. Und da interessiert  
mich, wieweit hat sich das ökonomische Umfeld für die 
Postnachfolgeunternehmen so dramatisch verändert, dass 
dies bei den Verhandlungen zum Bundespersonalrecht im 
Jahre 1994 in keiner Weise vorhersehbar gewesen wäre? 
Und hat sich wirklich das wirtschaftliche Umfeld der Akti-
engesellschaften, die ja jetzt an der Börse gehandelt werden 
- und doch erfolgreich gehandelt werden - mit Ausnahme 
vielleicht der Telekom, wo der Kurs abgestürzt ist, so ver-
ändert, dass sie heute sagen müssen, Not kennt kein Gebot? 

Vorsitzender Dr. Wend: Herr Scheurle, wollen Sie begin-
nen? Dann gehen wir einfach durch. 

Sachverständiger Scheurle (Deutsche Post): Ich denke, 
was möglicherweise zum Zeitpunkt der Verabschiedung der 
Postreform II nicht so und in dem Maße vorhersehbar war, 
ist aus meiner Sicht die Konzernentwicklung. Die Deutsche 
Post hat sich, denke ich, mit dem Auftrag, sich am Markt zu 
behaupten, zwangsläufiger Weise breiter aufgestellt: Die 
Post umfasst jetzt nicht mehr nur Briefe und Pakete, sondern 
deckt zwangsläufig den gesamten Bereich von Expresslogi-
stik, Brief und Paket ab. Und insoweit gibt es einen Zusam-
menhang zu unserem aktuellen Thema. Dadurch wächst Be-
schäftigung im Konzern zu und deshalb ist es unsere Bitte, 
über den Weg der Zuweisung die Beamten dort sinnvoll be-
schäftigen zu können.  

Vorsitzender Dr. Wend: Ich frage auch ruhig bei der Post-
bank nach und dann bei Herrn Dr. Klinkhammer. 

Sachverständiger Stemmer (Deutsche Postbank): Vielen 
Dank, Herr Vorsitzender. Für die Postbank sind es vor allem 
zwei Dinge, die sich entscheidend verändert haben und die 
man in dieser Konsequenz und Schnelligkeit wahrscheinlich 
1994 nicht vorhersehen konnte, Herr Funke, zum einen der 
dramatische Weggang des beleghaften Zahlungsverkehrs 
und die technische Entwicklung im Zahlungsverkehr. 1994 
war noch eine hohe Anzahl von Beschäftigten der Postbank 
mit Zahlungsverkehrsangelegenheiten beschäftigt. Heute 
haben wir eine Vollbank, in der viele Beschäftigte, die vor-
her Zahlungsverkehr machten, heute Kredit machen. Da ha-
ben Umschichtungen stattgefunden. Das Ausmaß dieses 
Umschichtens, so würde ich sagen - und ich war 1994 auch 
schon bei der Bundespost beschäftigt - war in dieser Konse-
quenz nicht vorhersehbar.  
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Das Thema Zahlungsverkehr stellt sich für die Postbank in-
soweit als eine nicht vorhersehbare Tatsache dar, als dass 
wir heute Zahlungsverkehr für andere Deutsche Großbanken 
machen. Seit wenigen Wochen macht die Postbank für die 
Deutsche Bank und die Dresdener Bank die komplette Ab-
wicklung des beleghaften Zahlungsverkehrs. In diesen Be-
reichen können wir mehrere hundert Beschäftigte einsetzen. 
Allerdings sind es zwei Tochtergesellschaften, weil sowohl 
Deutsche Bank als auch Dresdener Bank großen Wert darauf 
legen, dass auf dem Firmenschild dieser beiden Tochterge-
sellschaften nicht Deutsche Bank und Dresdener Bank steht, 
sondern BCB GmbH Frankfurt, Betriebscenter Banken heißt 
diese Abkürzung, und BCB GmbH Berlin. Die Tatsache, 
dass wir hier jetzt Beamte beschäftigen müssen, ist unser 
Problem und da geht es mir genauso wie Herrn Dr. Klink-
hammer. Das Ausmaß dieses Problems war 1994 vor dem 
Hintergrund eines monolithischen Blockes Postbank nicht 
vorhersehbar.  

Sachverständiger Dr. Klinkhammer (Deutsche Telekom): 
Ich weiß nicht, was der Gesetzgeber 1994 alles vorausgese-
hen hat, aber eines ist klar: Die Deutsche Telekom hat sich 
seitdem völlig verändert. Wir waren damals ein Konzern, 
praktisch nur innerlich aufgestellt, praktisch ein wesentli-
ches Geschäft – Festnetzgeschäft – und wenn Sie heute in 
die Telekom reinschauen, werden Sie feststellen, dass nicht 
einmal mehr als die Hälfte des Umsatzes aus diesem tradi-
tionellen Geschäft kommt. Und Sie werden sehen, dass von 
der Beschäftigungsseite wir mehr als die Hälfte der Beschäf-
tigten verloren haben, und zwar an der Konzernaußenkante 
verloren haben. Und Sie werden weiter feststellen, dass die 
Marktsituation die ist - und zwar in allen Geschäften, in de-
nen wir tätig sind, bis auf ganz wenige Segmente im Aus-
land - dass wir auch kein Beschäftigungs- jedenfalls kein 
dramatisches Beschäftigungswachstum haben, so dass ich 
das, was an Beschäftigungsverlust in der Festnetzgesell-
schaft erkennbar auftritt, auffangen könnte. Dies wiederum 
heißt, dass ich darauf angewiesen bin, jede Beschäftigung 
im inländischen Konzern für meine Belegschaft vorzuhalten 
und dass wir überhaupt nicht akzeptieren können, dass der 
eine oder andere sich, weil er irgendwann mal eine Urkunde 
bekommen hat, zurücklehnt und sagt, das gilt alles nicht für 
mich, weil ich irgendwann mal bei der Deutschen Bundes-
post eingetreten bin. Das ist ein riesiges Thema für uns, Herr 
Funke. 

Vorsitzender Dr. Wend: Herr Funke, Sie möchten noch 
weiterhin fragen? 

Abgeordneter Funke (FDP): Diese Frage richtet sich an die 
Professoren Sterzel, Ossenbühl und Battis. Die Frage lautet: 
Rechtfertigt das unternehmerische Interesse an einer Ko-
stensenkung eine Ungleichbehandlung von Postbeamten ge-
genüber Bundesbeamten im Übrigen?  

Sachverständiger Prof. Dr. Sterzel: (Universität Olden-
burg): Meine Damen und Herren, Herr Vorsitzender, nach 
meinem Dafürhalten ist der Angelpunkt für die juristische 
Beurteilung, insbesondere die verfassungsrechtliche Beurtei-
lung, wie ja auch schon hinlänglich deutlich geworden ist, 
der Art. 143 b Abs. 3, der zu begreifen ist als eine bereichs-
spezifische, nämlich für die Postprivatisierung in Abgren-
zung zur Bahnprivatisierung vorgenommene Weiterlei-
tungsgarantie bei den Postunternehmen, d. h. bei der frühe-
ren Deutschen Bundespost und den nach Maßgabe des Art. 
143 b Abs. 1 umgewandelten drei Post-Aktiengesellschaf-
ten, also eine bereichsspezifische Weiterbeschäftigungsga-
rantie speziell bei diesen aus der Privatisierung hervorge-
gangenen drei Aktiengesellschaften, verbunden mit einer 

Rechtsstandswahrungsklausel, dass sie so zu behandeln sind 
wie alle übrigen Bundesbeamten, freilich mit der Besonder-
heit, dass Art. 143 b Abs. 3 eine bereichsspezifische Durch-
brechung des Art. 33 Abs. 4 insoweit vornimmt, dass der 
Funktionsvorbehalt im Hinblick auf die Notwendigkeit, Be-
amte außerhalb des hoheitlichen Bereichs einzusetzen, er-
möglicht, Beamte gewissermaßen ihrem Wesen fremd pri-
vatnützig einsetzen zu können. Das ist die Logik.  

Daraus ergibt sich, dass in der Verbindung von Rechts-
standswahrungsklausel, die in den Art. 143 b Abs. 3 aufge-
nommen ist, mit der Weiterbeschäftigungsgarantie eine be-
reichsspezifische Verstärkung des gleichheitsrechtlichen 
Schutzgedanken für die Post AG-Beamten im Verhältnis zu 
allen übrigen Bundesbeamten vorgenommen worden ist. 
Kurzum: Sie haben, Herr Funke, vorhin ja auch von großen 
Kompromissen gesprochen. Die SPD stand ja seinerzeit in 
der Opposition und konnte damals - glaube ich - noch mit 
Fug und Recht als gewerkschaftsnah bezeichnet werden. Je-
denfalls im Zuge dieses großen Kompromisses war der Te-
nor - übrigens nachzulesen in den Beratungen der mit der 
Verfassungsänderung befassten Ausschüsse -, dass die Post-
beamten, die übernommen werden sollen, keine privatisie-
rungsbedingte Schlechterstellung erfahren. Das ist gewis-
sermaßen die Pointe und zugleich der Schlüssel zum Ver-
ständnis der Möglichkeiten, inwieweit jetzt hier in Anbe-
tracht der unternehmensspezifischen Veränderungen, die Sie 
für die drei Aktiengesellschaften und ihre Neuaufstellung zu 
Recht betonen, gerade für Beamte mit Blick auf Art. 33 Abs. 
5, der nicht tangiert worden ist, eben keine Veränderung 
vorgenommen werden sollte, so dass also in der Konsequenz 
Veränderungen des Postpersonalrechtsgesetzes möglich 
sind, soweit sachlich gerechtfertigte Gründe, die auch für 
andere Beamte gelten könnten, vorliegen, aber postprivati-
sierungsbedingte Gründe reichen dafür nicht aus.  

Vorsitzender Dr. Wend: Vielen Dank, mich interessierte 
aber auch Ihre Meinung. Ich muss an dieser Stelle abbre-
chen, weil die Fragezeit der FDP deutlich überschritten ist 
und muss deswegen jetzt weitergeben an die Fraktion der 
SPD, dort zunächst Herr Brandner.  

Abgeordneter Brandner (SPD): Meine Frage richtet sich 
zunächst an die Vertreter der Arbeitnehmer, in diesem Fall 
an ver.di und an den Gesamtbetriebsratsvorsitzenden Herrn 
Wegner. Wir haben jetzt gerade von Herrn Prof. Dr. Sterzel 
gehört, dass keine privatisierungsbedingte Schlechterstel-
lung bei der Postreform beabsichtigt war. Wie beurteilen Sie 
die Zusage von Herrn Scheurle, zukünftig die Sonderzah-
lung im vollen Volumen weiterhin zur Verfügung zu stellen 
und ein Beurteilungskriterium aufzustellen, das verhindert, 
dass eine Umverteilung von den unteren Besoldungsgruppen 
in die oberen stattfindet, sondern dass die Leistungsbeurtei-
lung innerhalb eines solchen Kriterienkatalogs der jeweili-
gen Besoldungsstufen erfolgt und auch die Beurteilungsver-
fahren überprüfbar sind, korrigierbar sind, insofern also 
Willkürentscheidungen der Unternehmensleitung ausge-
schlossen sind. Inwiefern beurteilen Sie diese Zusage, das in 
einer rechtsfähigen Form abwickeln zu wollen, für den jet-
zigen Gesetzgebungsprozess?  

Sachverständiger Weber (ver.di): Wir begrüßen die Ab-
sichtserklärung der Deutschen Post zur Sicherung der Höhe 
der Sonderzahlungen. Wir hielten es allerdings für erforder-
lich, dass eine Zusage im Gesetz erfolgt, dass auf der Grund-
lage des Sonderzahlungsgesetzes auch tatsächlich die Höhe 
der Sonderzahlung festgeschrieben ist. Wir halten das für 
sehr erforderlich. Ich will an der Stelle sagen, und das 
erstmal noch richtigstellen, wir haben zwar einen Tarifver-



Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit, 64. Sitzung, Montag, 6. September 2004 

 1094

trag mit der Deutschen Post für neueingestellte Arbeitneh-
mer gemacht, die auch Leistungsvarianten beinhalten. Diese 
Regelungen gelten aber nicht für die Beschäftigten, die be-
reits an Bord waren bzw. einen Besitz- und Rechtsstand ha-
ben, sondern für Neueingestellte. Und ich kann auch nur 
diejenigen mit den Beamtinnen und Beamten vergleichen, 
denn die sind ja auch nicht neu eingestellt worden, sondern 
waren im Unternehmen vertreten.  

Zunächst einmal ist es uns sehr wichtig, die Höhe der Son-
derzahlungen zu sichern und zwar für alle drei Aktiengesell-
schaften, für den Bereich der Post, der Postbank und der Te-
lekom. Und wir wollen zugleich das Beschäftigungsbündnis, 
das wir inhaltlich mittragen, ebenfalls realisierbar machen. 
Das Beschäftigungsbündnis ist abhängig von der Entschei-
dung der Kompensation über die Arbeitszeitverkürzung. 
Ohne die Einwilligung der Beamtinnen und Beamten, die ja 
zu 50 % im Unternehmen noch vorhanden sind, wird das 
Beschäftigungsbündnis nicht zu realisieren sein.  

Auf der anderen Seite wollen wir aber, dass Post und Post-
bank letztendlich dort entsprechend verpflichtet sind, die 
Sonderzahlungen zu bezahlen. Wir wollen dies im Gesetz 
festschreiben und dann könnte man Folgendes regeln: Man 
könnte dann sagen, dass es über eine Rechtsverordnung der 
vorherigen Zustimmung des BMF bedarf, dass letztendlich 
von dieser Verpflichtung der Höhe abgewichen werden 
kann. Damit könnte das Beschäftigungsbedürfnis zeitgerecht 
realisiert werden. Es könnte gesichert sein, dass die Höhe 
der Sonderzahlungen bei Post und Postbank ebenfalls gere-
gelt ist. Wir wären dazu bereit, wenn tarifvertragliche Rege-
lungen geschaffen werden, eine andere, auch leistungsorien-
tierte Struktur im Tarifbereich vorzusehen, die auf die Be-
amtinnen und Beamte zu übertragen. Das hielten wir für 
richtig.  

Wir wollen aber eines verhindern, wenn das Gesetz verab-
schiedet ist, dass zunächst einmal die Unternehmen die 
Möglichkeit erhalten, gar keine Sonderzahlungen zu berück-
sichtigen, und wir dann darauf angewiesen sind, auch in 
schwierigen Gesprächen und Verhandlungen Sonderzahlun-
gen für Beamtinnen und Beamte bei Post und Postbank zu 
sichern. Deshalb ist es unsere Forderung, es muss mit in das 
Gesetz hinein. Wir sind bereit, an anderen Strukturen zu ar-
beiten, aber dafür bedarf es den umgekehrten Weg, nämlich 
zunächst einmal Tarifverhandlungen zu machen, Verträge zu 
schaffen und dann das Ganze auf die Beamten über Rechts-
verordnungen zu sichern.  

Sachverständiger Wegner (Konzernbetriebsrat Deutsche 
Telekom AG): Herr Vorsitzender, Herr Brandner, ich bitte 
zunächst einmal um Verständnis. Ihre Frage habe ich so ver-
standen, dass wesentliche Bereiche ihrer Frage den Postbe-
reich betreffen. Insofern tue ich mich als Konzernbetriebsrat 
der Deutschen Telekom etwas schwer. Ich würde allerdings 
ganz gern noch mal nachher noch einmal auf die Belange 
der Telekom zurückkommen.  

Sachverständiger Baum (Deutsche Post): Sehr geehrte 
Damen und Herren, wir sehen hier bei der Sonderzahlung 
nach dem derzeitigen Gesetzentwurf eine Ungleichbehand-
lung gegenüber den anderen Bundesbeamtinnen und Bun-
desbeamten. Nach unserer Einschätzung müssten die beiden 
Absätze umgedreht dargestellt werden, damit diese Un-
gleichbehandlung hier nicht vollzogen wird. Über die Ver-
teilung der Masse der Sonderzahlungen sind wir auch gerne 
bereit, in Verhandlungen zu treten, aber unseres Erachtens 
nach müsste hier das Bundessonderzahlungsgesetz für die 

bei den AG’en beschäftigten Beamtinnen und Beamten zum 
Tragen kommen.  

Abgeordneter Kemper (SPD): Meine Frage geht in die 
ähnliche Richtung, und zwar zunächst einmal an Herrn 
Baum. Wir haben gerade gehört, bei der Frage der Zuwei-
sung ist die Post bereit, über das Ratioschutzabkommen un-
billige Härte zu vermeiden und das auch zuzusichern. Und 
das Zweite: Beim Sonderzahlungsgesetz ist die Post bereit, 
der Höhe nach dieses Geld abzusichern, so dass Ihre Beden-
ken, die Sie gerade genannt haben, so eigentlich zerstreut 
sein müssten. Und jetzt meine Frage an den Betriebsrat: 
Woher rührt bei einer solchen Zusicherung dennoch die 
Angst und das Misstrauen der Bediensteten, wie erleben Sie 
das in der täglichen Praxis? Welche Argumente werden 
denn da vorgebracht? Wieso kommt da in einer derartigen 
Breite ein Widerstand zustande, wo es erkennbar im Augen-
blick keine Verschlechterung gibt? 

Und ich hätte gern an Herrn Prof. Ossenbühl noch eine Fra-
ge gestellt, weil mich das ein bisschen erstaunt, was ich ge-
rade gehört habe, das sind die Zahlen der Verweigerung. Da 
bin ich ein bisschen überrascht, dass so viele sich solchen 
Maßnahmen verweigert haben. Dann kamen zwei Anmer-
kungen, die eine von Herrn Russ: „Das sind Beamte, die 
wollen ihren Status beibehalten, die sind damals Beamte 
geworden, weil sie diese Garantien haben wollen und die 
wollen sich eben nicht bewegen, denn ihr Status zwingt sie 
nicht dazu“. Und der zweite Punkt: Herr Klinkhammer hat 
dann gesagt, es kann nicht sein, dass Bedienstete, nur weil 
sie irgendwann mal eine Urkunde bekommen haben, sich 
den notwendigen Flexibilisierungsmaßnahmen verschließen. 
Ist das Beamtenrecht insgesamt reformbedürftig in dieser 
Frage oder bezieht sich das nur speziell auf diesen Bereich?  

Sachverständiger Baum (Konzernbetriebsrat bei der Deut-
schen Post): Sehr geehrter Herr Kemper, sehr geehrte Da-
men und Herren, zum ersten Teil Ihrer Frage, was die Zu-
weisung anbelangt, haben wir in unserer schriftlichen Stel-
lungnahme unsere verfassungsrechtlichen Bedenken, denke 
ich, ausführlich dargestellt; daran hat sich also auch nichts 
geändert. Auf die Fragen zum Rationalisierungsschutz 
komme ich noch zu sprechen. Hier hätten wir natürlich ger-
ne eine vertragliche Zusage bzw. vertragliche Regelung, was 
den Teil des Rationalisierungsschutzes anbelangt. Wir haben 
ja hier über Tarifverträge für jede Arbeitnehmerin und jeden 
Arbeitnehmer einen Rationalisierungsschutz sichergestellt; 
den hätten wir natürlich auch kollektiv für Beamtinnen und 
Beamte geregelt.  

Zum zweiten Teil Ihrer Frage, was das Sonderzahlungsge-
setz anbelangt: Herr Scheurle hat hier ein Aussage getroffen, 
was die gesetzliche Absicherung anbelangt. Aufgrund der 
Erfahrung, die wir gemacht haben, wäre es hilfreich, wenn 
es hier schriftliche Zusagen gibt. Deswegen wäre es u. E. 
nach wichtig, dass man das im Gesetz auch dementspre-
chend formuliert und absichert. Denn es kann durch perso-
nelle Besetzung bzw. durch andere Auffassung jederzeit 
dann einseitig diese Auffassung zurückgenommen werden. 
Hier wäre also eine kollektive Absicherung u. E. nach für 
dringend notwendig.  

Sachverständiger Prof. Dr. Ossenbühl: Herr Vorsitzender, 
meine Damen und Herren Abgeordneten, das ist ja nun nicht 
eigentlich eine ganz präzise juristische Frage, die Sie gestellt 
haben, sondern mehr eine rechtspolitische Frage. Ist das Be-
amtenrecht insgesamt reformbedürftig oder nur hier? Mein 
Eindruck von der ganzen Diskussion ist der, dass hier mit 
Recht immer noch am Sachverhalt gearbeitet wird. Mir ist 
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immer noch nicht so ganz klar, was passiert eigentlich und 
wo sind die Benachteiligungen? Für mich hat sich das ganze 
Problem doch aus einer relativ einfachen Sicht dargestellt: 
Es geht darum, dass die Nachfolgeaktiengesellschaften ihre 
Konzernstruktur aus wettbewerblichen Gründen verändern 
mussten und neue Geschäftsfelder erschließen mussten. Da-
zu waren sie sozusagen auch verpflichtet, weil sie ja die 
Funktionsfähigkeit erhalten mussten.  

Nun geht es um die Frage - das hat Herr Dr. Klinkhammer 
auch deutlich gesagt -, die Nachfolgegesellschaften sind so-
zusagen geschrumpft, so habe ich es verstanden, die Ar-
beitsplätze sind ausgewandert zu den Töchtern. Nun geht es 
um die ganz schlichte Frage: Müssten die Beamten mit den 
Arbeitsplätzen wandern oder könnten sie sozusagen zuhause 
bleiben und gucken, wie die Arbeit wegläuft? Da muss ich 
zunächst einmal sagen, dass ist für mich völlig unverständ-
lich, wie man überhaupt die Frage stellen kann, muss der 
Beamte dem Arbeitsplatz folgen? Denn der ganze Art. 143 b 
ist ja funktionsbezogen zu sehen. Die Beamten sollen ja 
nicht etwa jetzt den verfassungsrechtlichen Anspruch darauf 
haben, ihren Status, den sie mal hatten, als die Post noch 
existierte, unbeschädigt in vollem Umfange zu erhalten. Das 
geht schon deshalb nicht, weil man sie in eine ganz andere 
Situation verpflanzt hat. Der Sinn des Art. 143 b ist doch 
ganz offensichtlich der, zu sagen, die Beamten der ehemali-
gen Bundespost sollen keinen Schaden erleiden. Sie sollen 
keinen Schaden erleiden, d. h. aber nicht, dass sie jetzt den 
Bleistift, den sie jetzt führen müssen, genauso führen sollen, 
wie sie das auch im Postministerium gemacht haben. Sie 
müssen sich natürlich schon, was die Funktionsseite anbe-
trifft, auf neue Notwendigkeiten einstellen und auch da et-
was flexibler sein, als wie im üblichen starren herkömmli-
chen Beamtenrecht.  

Und das ist auch rechtlich und von der Tatsache her völlig 
einleuchtend, denn die Aufrechterhaltung des Beamtenstatus 
bezieht sich ja eben gerade nicht auf die Funktionsseite, 
nicht auf den Arbeitsplatz, sondern bezieht sich auf den an-
deren Bereich, etwa auf die Frage der Besoldung, der Si-
cherheit des Arbeitsplatzes, der Alimentation insgesamt, der 
Beförderungsaussichten usw. Aber die Funktionsseite ist ja 
weggebrochen. Das ist ja das Besondere, dass sie jetzt pri-
vatwirtschaftliche Aufgaben wahrnehmen, und da kann man 
nicht mit den Maßstäben des Beamtenrechts von vorne bis 
hinten messen. Da können wir gleich einpacken. Das ist für 
mich eigentlich eine so unmittelbar einleuchtende Beson-
derheit dieses spezifischen Problems, dass ich gar nicht ver-
stehen kann, wie man überhaupt die Forderung aufstellen 
kann zu sagen, der Status des Beamten muss sozusagen von 
a bis z, auch was die Funktionsseite anbetrifft, so aufrecht-
erhalten bleiben, wie es früher mal im Postministerium ge-
wesen ist. Das würde nicht nur der Wirklichkeit völlig wi-
dersprechen, sondern wäre auch völlig außerhalb dessen, 
was man sich vorgestellt hat oder vorstellen konnte. 

Vorsitzender Dr. Wend: Vielen Dank Herr Prof. Dr. Os-
senbühl. Damit haben Sie vielleicht auch sogar inzidenter 
gesagt, Sie könnten sich weitere Reformen im Beamtenrecht 
vorstellen.  

Sachverständiger Prof. Dr. Ossenbühl: Wenn Sie jetzt so 
fragen, dann will ich Folgendes sagen: Ich will dazu keine 
abschließende Bemerkung machen, da haben wir hier den 
Herrn Battis, der das noch viel besser kann. Aber wenn wir 
überlegen, wie das mit der Zumutbarkeit heute im Arbeits-
recht und bei der Zuweisung von Arbeitsplätzen ist, wie die 
Zumutbarkeitsschwellen gesetzt werden, nur damit über-
haupt Arbeitsplätze verteilt und erreicht werden können, und 

wenn man dann auf der anderen Seite eine starre Haltung bei 
Zumutbarkeitsregeln im Beamtenrecht und bei Zuweisungen 
von Arbeitsplätzen vertreten will, meine ich, ist das nicht 
mehr zeitgemäß. 

Abgeordneter Heil  (SPD): Meine Fragen zielen an den 
Konzenbetriebsrat der Telekom AG. Herr Wegner, könnten 
Sie aus Ihrer Sicht nochmals deutlich machen, was Sie vom 
Gesetzgeber an rechtlichen Veränderungen erwarten, um das 
von Ihnen hier mitgetragene Beschäftigungsbündnis zu si-
chern? An Herrn Ossenbühl in diesem Zusammenhang 
nochmals die Frage: Ich weiß, dass der Gesetzgeber 1994 
extra im Grundgesetz für diesen tatsächlich schwierigen 
Vorgang eigene Regelungen geschaffen hat. Trotzdem 
nochmals nachgefragt zu dem, was Sie eben gesagt haben: 
Auch im Bereich der hoheitlichen Aufgaben haben wir 
durchaus Fälle - ich denke an Zoll oder an den Bundes-
grenzschutz -, wo Funktionen sich verändert haben und wo 
Menschen als Bundesbeamte tatsächlich in anderen Berei-
chen eingesetzt werden, auch durch die Republik verscho-
ben werden. Meinen Sie auch, dass man sozusagen den 
Maßstab, wenn man sagen will, die Beamtinnen und Beam-
ten bei Post, Telekom und Postbank sind Bundesbeamte, 
dann auch so ziehen muss, dass man sich anschaut, dass 
auch andere Bundesbeamte beispielsweise mit anderen Tä-
tigkeiten beauftragt sind, z. B. beim Zoll nicht mehr Zöllner 
an der Grenze, sondern Schwarzarbeitbekämpfung o. ä. Ist 
diese Analogie hilfreich für die Positionsfindung bei diesem 
Gesetzgebungsverfahren? 

Vorsitzender Dr. Wend: Zunächst Herr Wegner. Ich bitte 
nur, weil Sie eine zweite Frage gestellt haben, Herr Heil, mit 
Herrn Barthel sich kurz abzusprechen, sonst können wir ihn 
nicht mehr hören und müssten ihn in die freie Runde ver-
weisen. Zunächst würde ich Herrn Wegner dann das Wort 
geben vom Konzernbetriebsrat Telekom und dann klärt ihr 
untereinander, ob die zweite Frage in die freie Runde geht. 

Sachverständiger Wegner (Konzernbetriebsrat Deutsche 
Telekom AG): Herr Vorsitzender, vielen Dank. Herr Heil, 
wir stehen als Konzernbetriebsrat und überhaupt als Be-
triebsräte der AG voll hinter dem Beschäftigungsbündnis, 
denn man muss sich letztendlich über die Konsequenzen im 
Klaren sein, wenn es nicht so wäre. Ich will versuchen, an 
wenigen Skizzen aufzuzeigen, wenn es nicht so wäre. Das 
Beschäftigungsbündnis hat verschiedene Aspekte, u. a. auch 
den Ausschluss betriebsbedingter Beendigungskündigungen 
bis zum 31.12. 2008. Nehmen wir mal an, das Beschäfti-
gungsbündnis käme nicht zustande und der Arbeitgeber 
würde den Weg der betriebsbedingten Beendigungskündi-
gung gehen, dann wären hauptsächlich davon die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer betroffen, insbesondere 
auch in den neuen Bundesländern. Insofern muss man sich 
letztendlich, auch was das unternehmerische Handeln an-
geht, darüber im Klaren sein - und an der Stelle schließe ich 
mich ausdrücklich Dr. Klinghammers Ausführungen an -, 
wenn es letztendlich darum geht, wie hat sich denn die 
Deutsche Telekom seit 1995 entwickelt. Insofern sagen wir, 
sind auch die Tarifvertragsparteien - was das Beschäfti-
gungsbündnis angeht - einen anderen Weg gegangen. Es hat 
sich von Anfang an nie die Frage gestellt, ob ein Teil aus 
dem zustandegekommenen Bundessonderzahlungsgesetz 
jetzt zur Verfügung gestellt wird oder nicht. Die Tarifver-
tragsparteien haben sich schon Gedanken darüber gemacht, 
wie können denn auch die Beamtinnen und Beamten mit 
einbezogen werden und ebenfalls einen Beitrag zum Be-
schäftigungsbündnis leisten. Die Zahl von zusätzlich bereit-
gestellten 10.000 Arbeitsplätzen sind nicht nur im Bereich 
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von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern entstanden, 
sondern sie umfassen das gesamte Spektrum derjenigen, die 
bei der Deutschen Telekom beschäftigt sind, nämlich Ar-
beitnehmer und Beamte.  

Wir als Konzernbetriebsrat müssen Wert darauf legen, dass 
mit diesem jetzt vorgelegten Gesetzentwurf die Harmonisie-
rung der Arbeitsbedingungen im Konzern, insbesondere im 
inländischen Konzern, sichergestellt wird. Das Bespiel, das 
Herr Dr. Klinghammer angeführt hat in Bezug auf die T-
Punkt-Gesellschaft, ist ein Beispiel dafür, was eigentlich 
nicht sein darf. Ich glaube schon, dass man ein Instrument 
haben muss, um letztendlich auch denjenigen Kolleginnen 
und Kollegen - im Statusrecht eines Beamten - zu sagen, ihr 
macht im Prinzip die gleiche Tätigkeit am gleichen Ort. 
Wenn er ein Arbeitnehmer wäre oder eine Arbeitnehmerin, 
dann würde man überhaupt nicht mehr danach fragen, ob es 
denn nun geht oder nicht. Da würde man dann voraussetzen, 
sie gehen mit. Wir haben in unserer Stellungnahme deutlich 
gemacht, dass wir uns allerdings Instrumente vorstellen 
können, nach denen verfahren werden sollte bzw. verfahren 
werden müsste. Das heißt, man müsste das Instrumentarium 
ggf. unter verfassungsrechtlichen und gesetzgeberischen 
Aspekten so gestalten, dass die Betriebsparteien vor Ort, 
d. h. Betriebsräte und Arbeitgeber, mit der notwendigen 
Ausgestaltung beispielsweise auf der Grundlage des Tarif-
vertrages Rationalisierungsschutz zu beteiligen sind.  
Vorsitzender Dr. Wend: Vielen Dank, Herr Wegner. Ich 
muss leider abbrechen, weil die Redezeit oder die Fragezeit 
der SPD überschritten ist. Ich gebe dann rüber zu der 
CDU/CSU und da hat zunächst der Kollege Binninger das 
Wort. 
Abgeordneter Binninger (CDU/CSU): Herr Vorsitzender, 
vielen Dank. Ich möchte noch einmal eine Bemerkung des 
Kollegen Kemper aufgreifen, der vorhin gesagt hat, er wun-
dert sich, woher der große Widerstand aus der Gruppe der 
Beamten kommt, irgendwelchen Lösungen nicht zu folgen 
und sich auf ihre Rechte zurückzuziehen. Da habe ich jetzt 
festgestellt - ich muss das leider in aller Deutlichkeit sagen, 
vielleicht täusche ich mich auch, dann korrigiere ich mich 
gerne -, es gibt offensichtlich auch unterschiedliche Men-
schenbilder von den Beamten bei Post und Telekom. Das 
war mein Eindruck aus ein paar Wortmeldungen aus dem 
Kreis der Sachverständigen. Herr Klinkhammer, wenn Sie 
sagen, weil da irgendwann mal jemand eine Urkunde be-
kommen hat, muss man auch etwas mehr die Menschen da-
hinter sehen, die vor 30 Jahren eine Berufsentscheidung ge-
fällt haben, die studiert haben, die dieses Unternehmen mit 
aufgebaut haben. Das sind viele tausend, das sind nicht nur 
irgendwelche, die mal eine Urkunde bekommen haben und 
heute den Bleistift anders halten wollen. Da hätte ich schon 
ein anderes Bild. Wenn das natürlich in die Belegschaft 
durchgeht, muss man sich nicht wundern, warum dann mehr 
Misstrauen anstatt konstruktives Mittun ist. Deshalb bitte ich 
nochmals darüber nachzudenken. Ich glaube nicht, dass die 
Beamten das Problem sind, sondern die Marktlage, da müs-
sen sie sich dem Konkurrenzdruck anpassen, man muss auch 
Flexibilität verlangen. Aber die Beamten sind nicht das Pro-
blem. Aus der letzten Reihe hatte ich eher den Eindruck, die 
Beamten wären das Problem. Dem sollten wir keinen Vor-
schub leisten.  
Deshalb der kleine Vorspann. Das sind auch die Briefe, mit 
denen wir als Abgeordnete konfrontiert werden, z. B. wenn 
jemand Fernmeldetechnik oder Nachrichtenwesen studiert 
hat und viele Jahre gearbeitet hat und Unsinn schreibt - das 
mag nicht zutreffend sein, aber ich gebe das einfach so wie-

der -, „ich werde dann beschäftigt in einem Call-Center und 
muss einfach nur Telefonate führen, wie sie sonst eine An-
gestellte aus der Fernmeldezentrale macht und muss banal-
ste Informationen abfragen, das ist dann mein Tageswerk.“ 
Gibt es denn, Herr Klinkhammer, einen Katalog, dass man 
sagen kann, angemessen beschäftigt bedeutet für einen 
Mann, der früher bei der Telekom beschäftigt war, z. B. ei-
nen Ingenieur, der studiert hat - und dementsprechend bei 
den Töchtern ist -, die und die Tätigkeiten, darauf kann man 
sich verständigen, und dann muss er dort auch flexibel sein. 
Gibt es so etwas oder wird es immer wieder von Fall zu Fall 
entschieden, wo dann die Beschäftigten sagen, wir trauen 
der Sache einfach nicht und ich muss hinterher etwas ganz 
anderes tun, was völlig niederwertig ist, als ich jemals stu-
diert und gearbeitet habe. Gibt es so einen Katalog, wo man 
sagen kann, das entspricht dem, was er vorher gemacht hat, 
und darauf können wir uns auch verständigen? 

Sachverständiger Dr. Klinkhammer (Deutsche Telekom 
AG): Zunächst einmal, ich glaube auch nicht, dass die Be-
amten das Problem sind. Diese Erkenntnis teilen wir. Wenn 
wir uns anschauen, wie viele Beamte sich in den gegenwär-
tigen Zuständen, die wir haben, hervorragend bewegen, 
dann ist das die weit überwiegende Zahl. Und wenn Sie in 
das Unternehmen hineinschauen, dann stellen Sie nirgendwo 
einen Unterschied statusrechtlicher Art fest, sondern unsere 
Beamten sind genauso fleißig, genauso pünktlich und ge-
nauso leistungsfähig wie andere Arbeitnehmer auch. Das 
zunächst mal als Vorbemerkung. Trotzdem kann ich natür-
lich nicht übersehen, dass eine immer noch relevante Größe 
sich hier und da zurückzieht auf eine formale Position. Wür-
de das Gesetz in Kraft treten, so wie jetzt beabsichtigt, könn-
ten wir allen Ihren Bedenken Rechnung tragen. Der Beamte 
würde zugewiesen in seinem aktiven Status, und wir müss-
ten ihn so beschäftigen nach den allgemeinen beamtenrecht-
lichen Grundsätzen, wie es seinem Status, seiner Qualifika-
tion, seiner Weiterbildung amtsangemessen entspricht. Ge-
nau das ist das, was wir wollen. Wir haben derzeit eine Si-
tuation in der Deutschen Telekom, dass wir für rund 20.000 
Menschen nach Arbeitszeitverkürzung - denn die 10.000 zu-
sätzlichen Beschäftigungsmöglichkeiten haben wir ausge-
bracht, das haben wir geschafft zum 01.07. - diese Positio-
nen tatsächlich mit Menschen besetzt haben, die sonst hätten 
rationalisiert in die Vivento gehen müssen oder aus der Vi-
vento haben zurückkommen müssen; das haben wir ge-
schafft. Gleichwohl habe ich für 20.000 Menschen derzeit 
keine Arbeit. Sie sehen, die Arbeitslosigkeit in der Telekom 
manifestiert in der Vivento.  

Nun muss ich jetzt schauen, wie ich diese Menschen be-
schäftige. Übrigens, 53 % von denen sind derzeit Beamte. 
Das verändert sich immer ein bisschen, weil das ein Ge-
schäft und eine Organisationseinheit ist, wo sehr viel Fluk-
tuation ist. Aber Sie sehen die Größenordnung. Wir bemü-
hen uns wirklich redlich, unterschiedslos nach Beamten und 
Arbeitnehmern die Menschen dort zu beschäftigen. Und es 
ist uns gelungen - eine wahnsinnige Zahl -, 68 % der Men-
schen, die in der Telekom keine Arbeit mehr haben, 68 % ist 
die aktuelle Zahl am 31.07., tatsächlich zu beschäftigen. Ein 
großer Anteil allerdings von denen ist temporär in Tätigkei-
ten, die nicht ihrer Vorbildung, nicht ihrer Qualifikation ent-
sprechen. Da kommen auch diese Fälle vor, die Sie gerade 
geschildert haben. Dass das langfristig so nicht geht, ist uns 
beiden klar. Denn das verstößt gegen geltendes Recht und 
würde auch künftig gegen die Neufassung des Gesetzes ver-
stoßen. Denn wir hebeln nicht die allgemeinen beamten-
rechtlichen Grundsätze aus, die bleiben doch bestehen. 
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Abgeordneter Singhammer (CDU/CSU): Meine Frage 
richtet sich zunächst an Herrn Russ, dann aber auch an 
Herrn Biermann vom DGB. Es ist sehr viel auf das Moment 
der Freiwilligkeit hingewiesen worden, um möglicherweise 
auch Zuweisungen zu vermeiden, bis dahin auch Anreize 
zum Wechsel des Arbeitgebers zu geben, d. h., aus dem 
Beamtenverhältnis auszuscheiden. Meine Frage deshalb: 
Was könnte man denn tun, um die Freiwilligkeit, die Attrak-
tivität - ohne es überhaupt zu einer Zuweisung kommen zu 
lassen - noch zu erhöhen? Bei einem immerhin gelegentlich 
in Aussicht genommenen Wechsel des Arbeitgebers, dem 
Ausscheiden aus dem Beamtenverhältnis, wären da unter 
Umständen Neuregelungen im Hinblick auf die erworbenen 
Ansprüche für eine Altersversorgung sinnvoll. Könnten die-
se die Bereitschaft unter Umständen erhöhen? 

Sachverständiger Russ (Deutscher Beamtenbund): Ich 
möchte mit dem letzten Punkt anfangen. Wie Sie wissen, 
verfolgt der DBB eine Strategie, dass in der Tat im öffentli-
chen Dienst erworbene Versorgungsansprüche portabibel 
sind, d. h., dass sie mitgenommen werden können, und nicht 
die Regelung, wie sie heute stattfindet, dass, wenn jemand 
ausscheidet, im Grunde genommen in die Privatwirtschaft 
geht, er nachversichert werden muss. Wir waren ja eben 
auch schon fast in einer Generaldebatte, aber ich glaube, 
dass das Beamtenrecht viel flexibler ist, als es hier doch et-
was trivial dargestellt wurde, als ob hier ehemalige Mitar-
beiter des Postministeriums den Bleistift spitzen würden. 
Das sieht in der betrieblichen Wirklichkeit völlig anders aus. 
Ich bin Herrn Dr. Klinkhammer sehr dankbar, dass er das 
hier auch deutlich gemacht hat. Ich glaube, dass man mit 
Bordmitteln, die man nicht in das Gesetz hineinschreiben 
kann, sondern die im Grunde genommen die Unternehmen 
nur leben können, mehr Vertrauen gewinnen kann.  

Es ist eine große Verunsicherung in den Unternehmen durch 
dieses Gesetz, durch die ewigen Veränderungen und Um-
strukturierungen, durch die dem Wettbewerb unterliegenden 
Bedingungen. So gibt es viele Kollegen im Beamtenbereich, 
die zwar nicht sagen, zurücklehnen und nicht bewegen - das 
zeigen die Zahlen, dass es viele Kollegen gibt, die freiwillig 
gehen -, die aber sagen, ich möchte eben in der Mutter blei-
ben oder, Herr Singhammer, das ist vielleicht auch ein Vor-
schlag, den wir sehr begrüßen. Wir wünschen uns noch 
mehr solche Lösungen, dass es viele Kolleginnen und Kol-
legen gibt, die Angebote in der allgemeinen Bundesverwal-
tung, Beispiel Bundesagentur für Arbeit, annehmen, wo hier 
eine ganze Reihe von Kolleginnen der Telekom und jetzt 
auch der Post versuchen, eine amtsangemessene Beschäfti-
gung im Beamtenstatus zu finden. Wir wünschten uns im 
Grunde genommen solche weiteren Signale. Damit würde 
allen gedient, den Beamten, den Unternehmen und letztend-
lich den Betroffenen selber. 

Sachverständiger Biermann (Deutscher Gewerkschafts-
bund): Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren, vielen 
Dank. Zum einen ist im Kontext der Privatisierung der ehe-
maligen Deutschen Bundespost ein Instrument den Unter-
nehmen an die Hand gegeben, die Strukturveränderungen zu 
meistern, nämlich die In-sich-Beurlaubungen. Ich denke, 
auch die In-sich-Beurlaubung sind das Instrument, mit dem 
man diese Veränderung, die die Unternehmen in freier Ent-
scheidung getroffen haben - sie hätten sie nicht zu treffen 
müssen -, zu meistern. Damals, als die Post 1984 privatisiert 
wurde, war z. B. die Frage Outsourcing, Synergieeffekete 
erzielen, unter Edzard Reuter ein Thema in der wirtschafts-
politischen Debatte. Ich kann aber ein Unternehmen so or-
ganisieren, z. B. durch Austöchterung, ich kann es aber auch 

anders organisieren, indem ich das alles in dem Unterneh-
men lasse, aber die Vision einrichte. Die Post hat sich für 
das andere entschieden, die Telekom ebenfalls, so dass das 
Instrument, das der Gesetzgeber damals den Unternehmen 
an die Hand gegeben hatte, nämlich die In-sich-
Beurlaubung, aus unserer Sicht entsprechend ausgebaut 
werden muss, so wie es ver.di auch vorgeschlagen hat als 
Instrument, um die veränderten Strukturen personalpolitisch 
zu bewältigen. Die zwangsweise Zuweisung halten wir des-
halb nicht für akzeptabel, weil im Grunde genommen die 
Entscheidung der Unternehmen, sich so oder so zu organi-
sieren, ihre eigene Entscheidung ist. Da kann die Arbeit-
nehmerschaft kaum Einfluss ausüben. Auf der anderen Seite 
werden aber alle Folgen dann zu Lasten der Arbeitnehmer 
allein - in diesem Falle den Beamtinnen und Beamten - zu-
gemutet. Das halten wir in diesem Zusammenhang nicht für 
berechtigt. Es muss ein Ausgleich stattfinden, und den kann 
man z. B. durch die In-sich-Beurlaubung erreichen. 

Die Frage der Portabilität der Beamtenversorgung scheint 
uns hier kein Problem zu sein. Das ist ein Thema, das schon 
seit der systematischen Aktion der EU-Kommission auf der 
Tagesordnung steht. Der DGB hat damals auch gesagt, hier 
müssten entsprechende Änderungen kommen. Das ist - 
glaube ich - fast 20 Jahre her. Mittlerweile hört man jeden-
falls gerüchteweise, dass solche Überlegungen auch fröhli-
che Urständ feiern sollen, dass man endlich Probleme löst. 
Die haben aber mit diesem Gesetzentwurf aus unserer Sicht 
nichts zu tun. Wir müssen hier die Personalprobleme der 
Postnachfolgeunternehmen lösen und da würde die In-sich-
Beurlaubung der richtige Weg sein. 

Abgeordneter Dr. Pfeiffer (CDU/CSU): Wenn ich das hier 
richtig verstanden habe, was hier ausgeführt wurde, geht es 
vor allem darum - und das scheint gar kein Dissens zu sein -, 
Instrumente zu finden, wie ich den Personaleinsatz optimie-
ren kann, sowohl was die Wettbewerbserfordernisse der Un-
ternehmen anbelangt, als auch die Wünsche und Erforder-
nisse der Beschäftigten. Jetzt würde mich interessieren - und 
da sind uns viele Briefe und Informationen zugegangen -, ob 
es denn zutrifft, dass wirklich signifikante Unterschiede be-
stehen hinsichtlich der normalen Beschäftigten und der Be-
schäftigten, die überführt wurden und jetzt Beamtenstatus 
innehaben oder aus dem öffentlichen Dienst kommen hin-
sichtlich der Frage, was jetzt den Vorruhestand anbelangt 
oder auch was die Dienstunfähigkeit anbelangt seit 1995. 
Uns liegen Briefe oder Informationen vor, dass hier die 
Dienstunfähigkeit drastisch angestiegen wäre. Jetzt ist mir 
nicht so ganz klar, auch hier in der Diskussion - wenn ich 
das noch anschließen darf -, wo liegt jetzt eigentlich genau 
der Dissens? Es gibt die Wünsche Zuweisung, Sonderzah-
lung, Beschäftigungsbündnis, Mehrarbeit, die Instrumente 
zu verändern. Wo wird jetzt genau gesagt - es tut mir Leid, 
aber mir hat sich das noch nicht so richtig erschlossen als 
jemand, der sich tagein, tagaus mit diesen Fragen befasst -, 
wo jetzt der Dissens zwischen den Unternehmen und zwi-
schen den Vertretern der Beschäftigten liegt. Sie sagen ja 
nicht, dass man es nicht ändern soll, sondern Sie sagen, man 
soll es nur anders ändern. Vielleicht kann man es in den 
Antworten noch etwas herausarbeiten. 

Sachverständiger Klinkhammer (Deutsche Telekom AG): 
Der grundlegende Unterschied besteht bei der Zuweisung 
darin, dass letztlich das Element der Freiwilligkeit als aus-
schließliches Element uns nicht ausreicht. Ich meine, das 
hätten wir hier sehr deutlich gemacht, dass es da Tatbestän-
de gibt, die das einfach erfordern. Auf der anderen Seite will 
ich auch nochmals sehr deutlich machen, dass damit das all-
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gemeine Beamtenrecht, die allgemeinen beamtenrechtlichen 
Grundsätze überhaupt nicht ausgehebelt werden. Schauen 
Sie, wenn Sie das auf die Deutsche Telekom übertragen, 
dann haben wir tagtäglich die Situation, dass Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter, Beamtinnen und Beamte, auch über 
lange Distanzen hinweg abgeordnet, versetzt, zugewiesen 
werden müssen, innerhalb der DTAG. Lediglich dadurch, 
dass die DTAG große Teile ihrer Geschäftstätigkeit, z. B. in 
den Mobilfunk hinein, in eigene Geschäfte gebracht hat, in 
einer eigenen Rechtsform, brauchen wir das Übersteigen der 
Rechtsform. Es ändert sich überhaupt nichts an den inhaltli-
chen Grundsätzen, sondern das, was wir brauchen an der 
Stelle, ist lediglich das Überspringen der Rechtsform der 
DTAG.  

Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Die Instrumente, die Sie ge-
rade genannt haben, stehen uns praktisch gar nicht mehr zur 
Verfügung. Vorruhestand gibt es so gut wie überhaupt nicht 
mehr. Beim Beamten ist die Regelung förmlich ausgelaufen, 
bei den Arbeitnehmern ist sie nicht mehr bezahlbar, deshalb 
gibt es sie da auch nicht. Was wir haben ist die Altersteil-
zeit. Davon wird auch rege Gebrauch gemacht. Wir haben 
gerade im letzten Dezember alle miteinander im Unterneh-
men noch einmal sehr viel an Informationen hineingebracht. 
Sie wissen, die Rechtslage hat sich mit dem 31.12. geändert. 
Davon haben in der Tat 2.430 Kolleginnen und Kollegen 
Gebrauch gemacht. Die Regelung im Beamtenbereich 
scheint mit nicht sehr attraktiv. Deshalb nehmen unsere Be-
amten sie auch nicht an.  

Was die Frage der Dienstunfähigkeit anbelangt, ist die Be-
obachtung eigentlich eine andere. Die Dienstunfähigkeit hat 
nach den Veränderungen der gesetzlichen Regelung vor 
zwei/drei Jahren deutlich eine Veränderung nach unten er-
fahren. Ich schätze, dass die Telekom bis zum Ende des Jah-
res insgesamt vielleicht 600 oder 700 Dienstunfähigkeitsfäl-
le hat, was nicht sehr aufregend wäre, wenn ich mir die Fälle 
volumenmäßig anschaue, wie sie vor vier/fünf Jahren da wa-
ren. Sie wissen natürlich auch, dass das Dienstunfähigkeits-
thema sehr schwierig zu beurteilen ist. Verfahrenstechnisch 
haben wir alles miteinander rechtsförmig gut eingefangen. 
Aber es ist eine sehr schwierige Situation, wenn jemand kei-
ne angemessene Arbeit mehr hat und die ganzen Restriktio-
nen auf sich nehmen muss, wenn er vielleicht schon in ei-
nem vorgerückten Alter ist, sich vieles auch nicht mehr zu-
traut, dann ist die Grenze zur Krankheit, insbesondere was 
die psychomentale Belastung anbelangt, sehr oft sehr schnell 
überschritten. Aber ich sage noch einmal, beide Instrumente 
sind nicht mehr von großer Relevanz. 

Sachverständiger Wehner (Vereinte Dienstleistungsge-
werkschaft ver.di): Die zuletzt gestellten Fragen hängen na-
türlich alle zusammen und stehen auch im Zusammenhang 
mit den vorher gestellten. Warum ist die Frage der Zurruhe-
setzung hier angesprochen worden? Natürlich haben die Be-
amtinnen und Beamten erlebt, wie ihre Unternehmen sehr 
rigoros von den gesetzlichen Möglichkeiten Gebrauch ha-
ben. Mitten in Saft und Kraft stehende Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter wurden mit 40 in den Ruhestand versetzt. Es 
gibt Kolleginnen und Kollegen, die nehmen dafür den Be-
griff des Mobbings. Es gibt ein gestörtes Vertrauensverhält-
nis. Es sind Menschen, die mal entschieden haben, als sie 
sich für den Beruf eines Beamten beworben haben, eine Ur-
kunde unterschrieben haben, einen Diensteid abgeleistet ha-
ben, zum Wohl des Volkes für das Gemeinwohl tätig zu 
sein, die kommen nicht zurecht in einem börsennotierten 
Unternehmen, das andere Maxime hat. Das spielt dabei eine 
Rolle. Die Unternehmen haben natürlich die Mittel des Out-

sourcings deshalb betrieben - so sagt Herr Dr. Klinkhammer 
-, weil der Markt es erfordert. Das ist ein Argument, das so 
flächendeckend ist, dass dem kaum in diesem Zeitrahmen 
seriös zu widersprechen ist. Pauschal ja. 

Aber sie hätten natürlich den anderen Weg gehen können. 
Ich bin Zeitzeuge der Postreform I und II, habe mit Ihren 
Kollegen Börnsen und Paterna lange in dem damaligen Aus-
schuss für Post- und Fernmeldewesen darüber diskutiert. 
Der andere Weg wäre gewesen - und der war auch pro-
grammiert, wie es hier schon gesagt worden ist -, dass in-
nerhalb der Unternehmen Strukturen geschaffen worden wä-
ren. Es gab den Begriff des innerbetrieblichen Wettbewerbs. 
Es wurde über Leitzahlen diskutiert, um hier die Kostenver-
antwortlichkeit im Unternehmen herzustellen. Der Weg des 
Outsourcings war nicht vorbestimmt. Und es ist auch kein 
Schicksal, dass diese Entwicklung so stattgefunden hat, son-
dern es waren Unternehmensentscheidungen. Das wissen 
auch die Beschäftigten, und sie wissen natürlich auch, dass 
es gerade bei der Telekom Unternehmensentscheidungen 
gab, die Milliardenverluste gebracht haben, unternehmeri-
sche Fehlentscheidungen, die weit höher sind als die Besol-
dungskosten, die Beamte dort verursachen. Ich will das nur 
mal sagen, weil dies der Hintergrund ist für den Begriff, 
warum widersetzen sich Kolleginnen und Kollegen einer 
solchen Entwicklung, die zur Zwangszuweisung führt? Das 
ist der Hintergrund. Ich weiß aus zahlreichen Diskussionen, 
dass dies ständig thematisiert wird. Hier gilt es auch, Ver-
trauen zu schaffen. Das wird nicht geschaffen durch neue 
Zwangsmöglichkeiten, sondern in der seriösen Inanspruch-
nahme vorhandener Instrumente - und die gibt es ausrei-
chend.  

Vorsitzender Dr. Wend: Vielen Dank. Es tut mir Leid, 
Herr Romer, ich muss Sie an die freie Runde verweisen. Wir 
kommen zur Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Frau Stokar 
von Neuforn bitte. 

Abgeordnete Stokar von Neuforn (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Ich bitte um Entschuldigung für meine Verspätung, 
aber wir hatten parallel einen Arbeitskreis Innenpolitik. Ich 
laufe Gefahr, dass ich Fragen wiederhole. Ich habe zwei 
Fragen und die erste Frage geht an Herrn Scheurle von der 
Deutschen Post. Ich bitte, beide Fragen mit zu beantworten 
von Herrn Biermann vom DGB.  

Welche Möglichkeiten und welchen Spielraum außerhalb 
der Formulierung im Gesetzentwurf sehen Sie noch, um zu 
einer sozialen Abfederung im Bereich der untersten Gehalts-
stufen zu kommen? Ist es möglich, hier noch ein Angebot 
der Politik zu machen? Bei der Frage der Sonderzahlung 
wäre es mir viel lieber, wenn wir nicht im Detail in einem 
Bundesgesetz diese Punkte alle regeln müssten. Ich würde 
den Auftrag der Regelung im Bereich der Sonderzahlung ei-
gentlich zurückgeben in die Unternehmen. Wir haben den 
Unterschied, dass es bei Telekom durchaus den Beschäfti-
gungspakt gibt, im Bereich der Postunternehmen nicht. 
Auch hier meine Fragestellung: Welchen Spielraum sehen 
Sie, dass wir etwas weniger staatlichen Eingriff in diesen 
Bereich haben, dass es noch eine Möglichkeit gibt, keine 
Detailregelung im Gesetz aufzunehmen, sondern diese Frage 
an die Unternehmen zurückzugeben? 

Sachverständiger Scheurle (Deutsche Post): Nach der Bitte 
an den Gesetzgeber, die Zuweisung innerhalb des Konzerns 
zu ermöglichen, habe ich dargestellt, dass die bisherigen 
Möglichkeiten, die allesamt rein auf Freiwilligkeit abstellen, 
nicht ausreichen. Es geht ganz einfach darum, auch für mich 
als Personalvorstand, als Arbeitsdirektor, die vorhandene 
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Arbeit wirklich zu nutzen und die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern, die ihren Arbeitsplatz verloren haben, wieder mit 
entsprechender perspektivischer Arbeit zu versorgen. Übri-
gens eine Geschäftsgrundlage zwischen der Post und den 
Betriebsräten und der Gewerkschaft, die seit 1990 gilt, ist 
der Ausschluss betriebsbedingter Beendigungskündigungen 
und damit eine soziale Existenzsicherung. Auf der anderen 
Seite bedarf das eines gewissen Maßes an Mobilität und 
Flexibilität. Weil wir die Sorgen unserer Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter sehr ernst nehmen, haben wir bereits schrift-
lich gegenüber ver.di dokumentiert, schriftlich uns ver-
pflichtet, die Zumutbarkeitskriterien aus unserem Rationali-
sierungsschutz in Bezug auf die Zuweisung einzuhalten. Das 
ist schriftlich dokumentiert und damit ist es verbindlich do-
kumentiert. Wir werden selbstverständlich die entsprechen-
de Anweisung auch noch mit unserem Gesamtbetriebsrat 
besprechen, so wie wir das in ähnlichen Fällen in guter Pra-
xis in den zurückliegenden Jahren immer getan haben. 

Zweitens: Es kann es natürlich nur um den Rahmen gehen, 
den uns das Bundessonderzahlungsgesetz steckt. Wir wün-
schen analog der Regelungen, die wir mit ver.di vereinbart 
haben, für die Tarifbeschäftigten, auch für die Beamtinnen 
und Beamten, die Möglichkeit, eine leistungsabhängige Va-
riable zu zahlen. Im Bereich unserer Arbeitnehmer haben 
wir da sehr gute Erfahrungen gemacht. Im letzten Jahr wur-
den rund 130.000 Arbeitnehmer beurteilt. Vielleicht zu-
nächst einmal über 90 % haben einen Anspruch erarbeitet 
auf leistungsabhängige Variable. Wir haben ein Verfahren, 
das Beschwerdefälle abarbeitet, paritätisch besetzt - Arbeit-
nehmer/Arbeitgeber. Ganze 2 % der Beurteilungen landeten 
in dieser Beschwerdestelle und 35 % dieser 2 % wurde dann 
abgeholfen, weil das eine oder andere offensichtlich nicht in 
Ordnung war. Auch da nehmen wir die Sorgen und Nöte un-
serer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sehr ernst. Deshalb 
haben wir uns verpflichtet - ich habe es vorhin auch in die-
sem Kreise nochmals gesagt -, dass wir bis zum 15.10. mög-
lichst im Einvernehmen mit ver.di dem Bundesminister der 
Finanzen einen Entwurf für eine Rechtsverordnung vorle-
gen, wie wir an Anlehnung an unsere tarifvertraglichen Be-
stimmungen den Beamten künftig diese Sonderzahlung in 
Form einer leistungsabhängigen variablen Zahlung gewäh-
ren wollen.  

Vielleicht noch so viel: Weil wir die Sorgen und Ängste un-
serer Kolleginnen und Kollegen ernst nehmen, wollen wir 
den BMF bitten, dass wir in diesem Jahr die Zahlung aus 
dem Bundessonderzahlungsgesetz noch fix leisten können, 
weil mir meinen, dass es nur fair ist, dass sich die Beamtin-
nen und Beamte darauf einstellen können, wenn sie dann 
künftig das leistungsabhängig Variable bezahlt bekommen 
und nicht mehr fix. So werden wir in dem Verordnungsent-
wurf, den wir noch mit ver.di besprechen wollen, im Ein-
vernehmen dem BMF vorlegen und ihn bitten, dass wir in 
diesem Jahr diese 60 % fix zahlen, damit sich dann die Be-
amtinnen und Beamten einstellen können, dass, wenn der 
Gesetzgeber unserer Bitte folgt, wir dann ab 2005 leistungs-
abhängig variabel zahlen und sie die Möglichkeit haben, 
sich auf diese Veränderung entsprechend einzustellen. 

Sachverständiger Biermann (Deutscher Gewerkschafts-
bund): Ich denke, der Spielraum, den der Gesetzgeber hat, 
könnte dadurch genutzt werden, dass erstens in § 10 nicht 
das Bundessonderzahlungsgesetz ausbedungen wird, son-
dern dass es weiterhin gilt und dass man dann abweichend 
davon durch Rechtsverordnung Abweichungen vornehmen 
kann. Damit wäre z. B. gewährleistet, dass sehr schnell, weil 
da schon ein Vertrag zwischen ver.di und der Telekom be-

steht, für den Bereich der Telekom das Beschäftigungs-
bündnis gesichert ist, und dass auf der anderen Seite dann in 
den Verhandlungen auch für die anderen Unternehmen Lö-
sungen gefunden werden. Dazu würde ich auch noch dem 
Gesetzgeber vorschlagen, dass im § 2, wo sich das BMF ab-
hängig vom Vorstand macht - denn der Vorstand darf dem 
BMF etwas vorschlagen -, man auch hineinschreibt, dass 
dies auf Vorschlag des Unternehmens und der zuständigen 
Gewerkschaft geschieht, so dass klar ist, dass es hier um ei-
ne gemeinsame auch vertraglich abgesicherte Angelegenheit 
geht, denn einseitige Zusicherungen - auch wenn sie in der 
Öffentlichkeit getan werden - sind immer einseitige Zusi-
cherungen. Verträge sind einfach besser, sie unterliegen be-
stimmten anderen Kautelen. Darum wäre es wichtig, dass 
man z. B. als Gesetzgeber sagt, dass ver.di und die Unter-
nehmen sich einigen und dem BMF einen entsprechenden 
Vorschlag machen.  

Wir können uns natürlich auch vorstellen, dass man viel 
weiter geht und sagt, weil es sich hier um einen Bereich von 
Beamtinnen und Beamten handelt, der im Grunde genom-
men schon immer weiter von seinem öffentlich-rechtlichen 
Auftrag entfernt ist, dass der Gesetzgeber sagt, wir gehen 
darüber hinaus und sagen, ver.di, die Gewerkschaften und 
die Unternehmen machen auch Verträge für die Beamtinnen 
und Beamten. Dann hätte der Gesetzgeber eigentlich nichts 
mehr damit zu tun, man brauchte nur im Gesetz zu regeln, 
dass Abweichungen durch Vertrag zwischen den Unterneh-
men und der jeweiligen Gewerkschaft erledigt werden kön-
nen. Dies wäre der - aus unserer Sicht - bessere Weg. Aber 
ich weiß nicht, ob es in der Kürze der Zeit noch möglich ist, 
dass der Gesetzgeber einen solchen Vorschlag umsetzt. Wir 
würden uns wünschen, dass, wenn es diesmal nicht geht, 
beim nächsten Mal so funktioniert. 

Vorsitzender Dr. Wend: Das würde beim Deutschen Be-
amtenbund nur auf bedingte Begeisterung stoßen. Aber das 
ist eine ganz andere Frage. 

Abgeordneter Funke (FDP): Ich habe eine Frage an Prof. 
Battis. Inwieweit ist es zulässig, die Beamten bei der Tele-
kom auf der einen Seite, Post und Postbank auf der anderen 
Seite unterschiedlich hier im Postpersonalrechtsgesetz zu 
behandeln? Die andere Frage von vorhin konnte nicht be-
antwortet werden, inwieweit Differenzierung zum Bundes-
beamten und, deshalb möchte ich es ergänzen, inwieweit 
auch zu den Beamten der Deutschen Bank AG? 

Sachverständiger Prof. Dr. Dr. h.c. Battis (Humboldt-
Universität zu Berlin): Herr Vorsitzender, meine Damen und 
Herren Abgeordneten, Herr Funke. Ihre Eingangsfrage, die 
ich vorhin nicht beantworten konnte, hätte ich schlicht mit 
Nein beantwortet. Das ist keine zureichende juristische Be-
gründung, aber die ist im Laufe der Anhörung deutlich ge-
worden. Ich habe damals diese Reform von Anfang an mit 
begleitet, der Artikel 143 b geht zurück auf ein Gutachten, 
das ich seinerzeit für die Post gemacht habe. Ich habe da-
mals klar geschrieben, es braucht gar keine Verfassungsän-
derung für eine Zuweisung. Das hat der Bundesfinanzmini-
ster aus verfassungsrechtlichen Gründen verlangt. Und jetzt 
macht er einen Salto und vertritt das Gegenteil. Was die Be-
zahlung angeht, ist es doch ganz eindeutig, hier werden all-
gemeine Grundsätze in der Begründung herangezogen, die 
überhaupt nicht vom Bundesverfassungsgericht für diese 
Fälle gedacht sind. Es geht um ein ganz spezielles Problem. 
Dass man hier flexible Lösungen finden kann, das ist für ei-
nen Teil der Unternehmen, nämlich für die Telekom, darge-
stellt worden, für die anderen Bereiche nicht. Deshalb mein 
Vorwurf - um es ganz deutlich zu sagen -, hier wird eine 
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Scheinbegründung vorgegeben, hinter der man dann ver-
sucht, zu durchaus pragmatischen Lösungen zu kommen, 
über die man auch reden kann. Hinsichtlich der Bezahlung 
wird der Anschein erweckt, als könne der Gesetzgeber das 
hier völlig frei im Sinne der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts anordnen. Das kann er überhaupt nicht. 
Dass man im Einvernehmen dann - wie bei der Telekom ge-
schehen - zu Lösungen kommt, ist eine völlig andere Frage, 
aber das muss strikt getrennt werden. 

Abgeordneter Funke (FDP): Ich habe überraschenderweise 
noch eine weitere Frage frei. Im § 10 Absatz 2 Postpersonal-
rechtsgesetz ist vorgesehen, dass das BMF ermächtigt wird, 
im Einvernehmen mit dem BMI eine Rechtsverordnung zu 
bestimmen, ob und inwieweit Sonderzahlungenleistungsent-
gelte an die Beamten gewährt werden. Da würde mich die 
Antwort von Prof. Badura interessieren, inwieweit wäre das 
BMF prädestiniert, diese Rechtsverordnung zu erlassen, da 
das BMF das Interesse an möglichst hohen Dividendenzah-
lungen hat. Wäre es nicht Spieler und Schiedsrichter gleich-
zeitig? 

Sachverständiger Prof. Dr. Badura (Ludwig-Maximilians-
Universität München): Herr Abgeordneter, das Bundesmini-
sterium der Finanzen übt auch die Rechtsaufsicht aus und 
dementsprechend ist es nicht ganz fernliegend, dass es dann 
auch eine Verordnungsermächtigung in diesem Bereich er-
hält. Abgesehen davon, dass es sich auch um Geld handelt 
und möglicherweise auch Belastungen des Bundeshaushal-
tes, so dass ich hier keinen Einwand dagegen sehen würde. 

Abgeordneter Funke (FDP): Keine Interessenkollision? 

Sachverständiger Prof. Dr. Badura (Ludwig-Maximilians-
Universität Münden): Interessenkollisionen gibt es über-
haupt, wenn man vom Geld spricht und wenn man den Fi-
nanzminister daran lässt, um über Geld zu entscheiden. Das 
ist kein verfassungsrechtlicher Einwand gegen diese Ver-
ordnungsermächtigung. 

Abgeordneter Funke (FDP): Wie lange wird die Phase der 
Beschäftigungssicherung voraussichtlich dauern? Wie viel 
Geld wird hierfür benötigt und wie kann sichergestellt wer-
den, dass die Ersparnisse nicht in den Gewinn des Unter-
nehmens fließen? 

Sachverständiger Dr. Klinkhammer (Deutsche Telekom 
AG): Die Beschäftigung sichernden Maßnahmen werden 
über viele Jahre andauern und es ist überhaupt nicht abseh-
bar, wann wir Vivento nicht mehr brauchen. Das hängt da-
mit zusammen, dass der Personalanpassungsprozess in der 
Festnetzgesellschaft ein dauerhafter sein wird, und es hängt 
damit zusammen, dass die Personalkörperstruktur so ist, wie 
sie ist. Das heißt, wir haben hier im Bereich der deutlich äl-
teren Kolleginnen und Kollegen nicht massenhaft Men-
schen. Ich habe weniger als 3 % 56jährige und ältere und 
habe leider Gottes bei den unter 30jährigen weniger als 10 
%. Das heißt, unser Thema bewegt sich bei den 35- bis 
45jährigen. Und in diesem Bereich geht mir die Arbeit aus. 
Das heißt, bei der jetzigen Arbeitsmarktsituation und bei den 
beamtenrechtlichen Restriktionen - die wir nun einmal ha-
ben - mache ich hier eine Veranstaltung, die auf Dauer ange-
legt ist, aber aus ökonomischen Gesichtspunkten irgend-
wann ihr Ende finden muss. Für die Vivento geben wir in 
diesem Jahr rund eine Milliarde aus. Das wird im nächsten 
Jahr, weil die Beschäftigungssituation überraschenderweise 
deutlich besser geworden ist und weil es uns gelungen ist, 
über die Vivento-Geschäftsmodelle und über die Abordnung 
zur Bundesagentur für Arbeit deutlich mehr an Beschäfti-

gung zu generieren, als dies zunächst den Planungen ent-
sprach, deutlich weniger sein. Aber wir werden auch im 
nächsten und übernächsten Jahr über einen hohen dreistelli-
gen Millionenbetrag diskutieren und Sie werden sich vor-
stellen können, welche Drücke von der Kapitaleignerseite 
aus das verursacht, und wir werden hier mit allen Beteilig-
ten, wirklich mit allen Beteiligten einschließlich der Aktio-
näre fair umgehen müssen. Deshalb gehen wir einen so 
transparenten Weg. 

Vorsitzender Dr. Wend: Und Sie geraten damit nicht in 
Gefahr, sich Gedanken machen zu müssen, dass wir zusätz-
liche Gewinne der Telekom einplanen, wenn ich das richtig 
verstehe? 

Sachverständiger Dr. Klinkhammer (Deutsche Telekom 
AG): Die Telekom ist ein privatrechtsverfasstes Unterneh-
men und lebt davon, dass sie einen Profit macht. Und in dem 
Umfang, in dem sie Profit macht, stabilisiert sie die Arbeits-
plätze ihrer Mitarbeiter. Die Telekom wird deshalb natürlich 
einen hohen Gewinn machen, zum Wohle unserer Arbeit-
nehmer und unserer Aktionäre. 

Vorsitzender Dr. Wend: Jetzt haben wir damit die freie 
Runde erreicht. Da liegen mir noch aus dem bisherigen Be-
reich drei Wortmeldungen vor, von Herrn Brandner, Herrn 
Romer und Herrn Barthel. 

Abgeordneter Brandner (SPD): Meine Frage richtet sich 
konkret an Herrn Scheurle, und zwar hat Herr Biermann 
ausgeführt, dass in § 10 man generell davon ausgehen sollte, 
dass die Sonderzahlung des Bundessonderzahlungsgesetzes 
weiterhin gilt, aber wir im Postpersonalrechtsgesetz eine 
Öffnungsklausel aufnehmen, so dass das, was wir bei der 
Telekom jetzt schon haben, quasi geregelt ist, und für die 
Post - so wie Sie es angesprochen haben - und für die Post-
bank eine leistungsbezogene Bezahlung nach entsprechen-
den Kriterienvereinbarungen erreicht werden kann. Sie ha-
ben erklärt - denn das ist auch ein wichtiges Signal in der 
heutigen Veranstaltung gewesen -, in diesem Jahr an der 
bisherigen Praxis festhalten zu wollen, an der Zahlungshöhe 
in gleicher Form festhalten zu wollen - das wird auch als 
Vertrauensschutz gewertet werden -, und dass Sie für die 
Zukunft eine Regelung anstreben, die nicht nur sozialver-
träglich ist, sondern die wirklich eine Brücke baut zu der 
Frage korrekter Leistungszahlung, auf der anderen Seite 
aber auch die Sorgen vor Benachteiligung nimmt, indem Sie 
nach klaren Kriterien vorgehen. Ich denke, das haben Sie 
sehr ausführlich ausgeführt. Könnten Sie mit einem solchen 
Vorschlag leben, der von Herrn Biermann hier eingebracht 
worden ist? 

Sachverständiger Scheurle (Deutsche Post): Ich denke, da 
gibt es eine gesetzliche Grundlage. Wenn der Gesetzgeber 
das veränderte Postpersonalrechtsgesetz beschließt, wollen 
wir parallel dazu mit ver.di zur Ausgestaltung dieser Rege-
lung für Sonderzahlungen nach dem Bundessonderzah-
lungsgesetz über die notwendige Rechtsverordnung spre-
chen und das zum 15.10. dem Bundesminister der Finanzen 
vorlegen. Innerhalb dieser Rechtsverordnung wollen wir an-
gelehnt an die Verfahren, die wir tarifvertraglich für die Ar-
beitnehmer geregelt haben, das im Einzelnen beschreiben, 
was ich vorhin aussagte, dass entsprechend jeder Besol-
dungsgruppe entsprechend der jeweiligen Anzahl der Beam-
ten jeder Besoldungsgruppe ein entsprechender Betrag zur 
Verfügung gestellt wird, so dass sichergestellt ist, dass am 
Ende die Zahlung nach dem Bundessonderzahlungsgesetz 
auch voll ausgeschöpft wird. Ich denke, insoweit ist das 



Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit, 64. Sitzung, Montag, 6. September 2004 

 1101 

rechtssicher, denn der Verordnungsentwurf wird dann nicht 
von der Deutschen Post AG erlassen, sondern der Verord-
nungsentwurf wird dann vom Bundesminister der Finanzen 
als Verordnungsgeber umgesetzt erlassen. 

Abgeordneter Romer (CDU/CSU): Ich hätte eine Frage an 
Prof. Badura. Es befinden sich zurzeit sehr viele junge Men-
schen in der Beschäftigungsgesellschaft Vivento. Halten Sie 
es für sinnvoll, wenn man sich vielleicht für diese Beamten 
wenigstens teilweise nach anderen Dienstherren umschauen 
würde, z. B. in den Kommunen, beim Bund, in den Ländern, 
die dort vielleicht übernommen oder eingestellt werden 
könnten?  

Vorsitzender Dr. Wend: Sind Sie sicher, dass die Frage an 
einen Rechtswissenschaftler gestellt werden kann? 

Sachverständiger Prof. Dr. Badura (Ludwig-Maximilians-
Universität München): Die Frage ist etwas weitläufig, weil 
sie den Rahmen des Artikels 143 b Absatz 3 übersteigen 
würde. Wir haben die Möglichkeit einer besonderen Be-
handlung in dem Bereich, wo es um die Privatisierung der 
Deutschen Bundespost geht. Um hier eine Weiterbeschäfti-
gungsgarantie sicherzustellen, hat das Grundgesetz in Arti-
kel 143 b Absatz 3 einen Regelungsauftrag an den Gesetz-
geber gegeben, der - nach meiner Auffassung - durch die 
damalige Reformgesetzgebung von 1994 nicht erschöpft 
worden ist, nicht abgeschlossen ist, sondern entsprechend 
der Entwicklung - wir haben hier gehört, inwieweit die Ent-
wicklung vor allem bei der Telekom und bei der Post ge-
gangen ist, selbst bei der Postbank - der Gesetzgeber die 
Möglichkeit hat, die Rolle dieser Beamten in ihren Aufga-
ben - vor allem diese funktionelle Seite, die Herr Ossenbühl 
zu Recht so unterstrichen hat - in einer Weise zu ordnen, die 
der Rechtstellung der Beamten und auch den Grundsätzen 
des Berufsbeamtentums entspricht. Das bedeutet, dass wir 
eine Regelung vorsehen können, die diese Beamten und die 
Auswirkungen der Postprivatisierung und damit die infrage 
kommenden Unternehmen erfasst. Nicht zulässig wäre es, 
unter Durchbrechung des bundesstaatlichen Systems und der 
kommunalen Verhältnisse jetzt eine gewissermaßen  alle 
drei Hauptsäulen des öffentlichen Dienstes erfassende Rege-
lung zu treffen. Ich glaube, das liegt außerhalb dieses Rege-
lungsauftrages, den der Artikel 143 b dem Gesetzgeber ge-
geben hat. 

Abgeordneter Barthel (Starnberg) (SPD): Vielleicht 
nochmals zum Abschluss, damit das nicht so verschwimmt, 
habe ich eine Frage an Herrn Wegner und an ver.di. Egal, 
wir haben das Thema z. B. Mehrarbeit, Verlängerung der In-
sich-Beurlaubung noch gar nicht angesprochen, aber jetzt 
handelt es sich um die Sonderzuweisungen oder die Zuwei-
sungsproblematik. Wir drehen uns immer um denselben 
Punkt. Der Konzernbetriebsrat der Telekom hat sich sehr 
positiv auf den Beschäftigungspakt bezogen und ist auch be-
reit, in beamtenrechtlichen Fragen mit sich reden zu lassen. 
Aber die Frage an Sie nochmals und auch an ver.di selbst: 
Sie haben ganz klare Bedingungen dafür genannt und, wenn 
ich Sie richtig verstehe, auch den Gesetzgeber im Grunde 
aufgefordert, in dem Bereich zu handeln. Denn es kann nicht 
damit geschehen sein, dass wir uns von einem Jahr zum an-
deren hangeln und dann vielleicht Herr Scheurle irgendwel-
che Erklärungen abgibt, wie das jetzt im nächsten Tarifver-
trag für ein/zwei Jahre geregelt wird, denn wir wollen für 
die Beschäftigten bei den Unternehmen berechenbare 
Grundlagen schaffen. Welche Voraussetzungen knüpfen Sie 
denn an mögliche Veränderungen im Beamtenrecht, es sind 
die Stichworte im Raum, tarifvertragliche Verhandlungs-

rechte, betriebsrätliche Verhandlungsrechte. In welcher ver-
bindlichen Form können Sie sich das vorstellen? 

Sachverständiger Wegner (Konzernbetriebsrat Deutsche 
Telekom AG): Die weitergehenden Möglichkeiten gibt es 
natürlich im Tarifvertragsrecht. Natürlich, wenn der Gesetz-
geber da Schwierigkeiten hat - machen wir uns nichts vor, 
wenn das Beamtenrecht berührt ist -, dann spielt meistens 
der § 76 Bundespersonalvertretungsgesetz hinein und dann 
muss man sehen, inwieweit man denn mit dem Verfassungs-
recht einerseits und den gesetzlichen Möglichkeiten anderer-
seits zurecht kommt. Insofern haben wir in den zurücklie-
genden Jahren immer dann, wenn Sozialtarifverträge abge-
schlossen worden sind, also Rationalisierungsschutztarifver-
träge, den beamtenrechtlichen Teil, wenn es um Sozialpläne 
ging, im Grunde genommen über die betriebliche Ebene auf 
der Basis von Betriebsvereinbarungen geregelt. Insofern gab 
und gibt es schon eine Brückenfunktion, um ggf. das eine 
oder andere dann regeln zu können. Zusammengefasst: Ta-
rifvertraglich ist das natürlich die höhere Wertigkeit, aber 
auf der Ebene von Betriebsvereinbarungen ist das denkbar. 

Sachverständiger Weber (Vereinte Dienstleistungsgewerk-
schaft ver.di): Zur Fragestellung der Sonderzahlungen haben 
wir einen ganz konkreten Vorschlag eingebracht, wie es ge-
setztechnisch funktionieren kann, das Beschäftigungsbünd-
nis zu sichern und die Sonderzahlungen bei Post und Post-
bank auch verbindlich in der Höhe auszugestalten. In der 
Struktur sind wir bereit, sofern tarifvertragliche Regelungen 
dem zugrunde liegen, dann auch Veränderungen hier herbei-
zuführen. 

Ich will aber nochmals zur Zuweisung sagen: Für uns geht 
es darum, dass die Zuweisung nicht willkürlich wird, son-
dern dass zunächst einmal die Zuweisung verfassungsrecht-
lichen Ansprüchen gerecht werden muss. Wir haben daran 
erhebliche Zweifel, ob der § 143 b des Grundgesetzes ein-
gehalten wird. Wenn man hier Schutzelemente schaffen 
möchte, beispielsweise über Rationalisierungsschutz, geht es 
nicht nur darum, für die Beamtinnen und Beamten Schutz 
und Sicherheit zu schaffen, sondern auch für die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer. Man stelle sich vor, dass ab 
Oktober dann Zuweisungen möglich sind und die Beamtin-
nen und Beamten keinen ausreichenden Schutz mehr haben, 
vor einer willkürlichen Zuweisung tatsächlich geschützt zu 
werden. Wir wollen nicht mehr, wir wollen auch nicht we-
niger Rationalisierungsschutz haben, als in Tarifverträgen 
entsprechend festgeschrieben sind. Das steht für uns außer 
Frage. Wenn man das schaffen möchte, bleibt dem Gesetz-
geber - und das ist unsere Zielsetzung - noch übrig, kollek-
tivrechtliche Verträge zuzulassen, um es zu ermöglichen, 
dann noch für Beamtinnen und Beamte rechtsverbindliche 
Regelungen zum Schutz vor willkürlicher Zuweisung hier 
zu ermöglichen.  

Eine solche kollektivrechtliche Öffnungsmöglichkeit hat 
auch noch einen weiteren Vorteil, weil wir der Ansicht sind, 
dass die Unternehmenssituation zwischen Post, Postbank 
und Telekom sich immer weiter auseinander entwickeln 
wird. Wir werden die Situation haben, dass wir Regelungen 
schaffen müssen oder sollten als Gesetzgeber, die letztend-
lich dazu führen, dass man auf die unterschiedlichen Ent-
wicklungen auch die unterschiedlichsten Antworten entspre-
chend findet, dass es ein Gesetz gibt, das langfristig Stabili-
tät und Planbarkeit schafft, sowohl für den Gesetzgeber als 
auch für die Beschäftigten selbst und hier die Menschen die 
entsprechenden beruflichen Perspektiven erhalten. 
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Vorsitzender Dr. Wend: Vielen Dank, wir sind am Ende 
der öffentlichen Anhörung. Sie haben gesehen, es sind eine 
Reihe von auch sehr speziellen Fragen gestellt worden. Ich 
bedanke mich sehr herzlich für die präzisen Antworten bei 
Ihnen, meine Herren Sachverständigen, und bei den Kolle-
ginnen und Kollegen für die sachlichen Fragen, die gestellt 
wurden. Die öffentliche Anhörung ist damit geschlossen. 

Ende der Sitzung: 15.10 Uhr 
to/oe/schr/zo 
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